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Anlagen:
o „Landschaftsplanerischer Fachbeitrag“ zur Berücksichtigung der Belange von Natur und Land-

schaft einschließlich der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung im Rahmen der Aufstellung der 1. Än-
derung des Bebauungsplans Nr. 12 „Pommernweg“ der Gemeinde Wattenbek (Günther & Pol-
lok, Landschaftsplanung, Itzehoe mit Bearbeitungsstand vom 30.04.2025)

o „Wasserwirtschaftlicher Fachbeitrag“ mit Anlage im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zur
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek (A. Reitner, Beratender
Ingenieur, Kiel mit Bearbeitungsstand vom 22.01.2025)

o „Baugrundbeurteilung mit Anlagen“ im Rahmen des Planaufstellungsverfahrens zur 1. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek (GSB Grundbau INGENIEURE GmbH,
Bredenbek mit Bearbeitungsstand vom 20.12.2024)

o „Bebauungsstudie“ rückwärtige Bebauung Pommernweg Nr. 19 - 35 im Rahmen des Planauf-
stellungsverfahrens zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek
(Bruchmann Architekten, Lübeck mit Bearbeitungsstand vom 02.02.2024)

o „Sonnenstandstudie“ für den Bereich der rückwärtigen Grundstücksflächen Pommernweg Nr. 19
und 21 im Rahmen der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 „Pommernweg“
der Gemeinde Wattenbek (KRÜGER ANIMATION - Architektur- und Produktvisualisierung,
Oldenburg, Bearbeitungsstand vom 19.07.2023)

Quellenverzeichnis:
o „Vertrag-Entwurf zwischen ecodots GmbH und der Gemeinde Wattenbek über die Durchfüh-

rung von Ersatzmaßnahmen im Sinne des § 15a BNatSchG“ im Rahmen des Planaufstellungs-
verfahrens zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek

o Folgende von der Planung berührte Behörden und sonstige Träger öffentlicher haben im Rah-
men der Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a BauGB
Anregungen, Hinweise oder Ausführungen im Rahmen ihrer Stellungnahme vorgebracht:

 Der Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, FD Regionalentwicklung und Mobilität
mit Schreiben vom 02.09.2024

 Vodafone GmbH / Vodafone Kabel Deutschland GmbH vom 28.08.2024

 Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernförde mbH vom 20.08.2024

 IHK zu Kiel, Zweigstellen Neumünster und Rendsburg vom 16.08.2024

 Archäologisches Landesamt Schleswig-Holstein vom 12.08.2024

 Deutsche Telekom Technik GmbH mit Stellungnahme vom 29.07.2024

o Besprechung mit Anliegern Pommernweg vom 02.11.2023
o Vermerk zur „Besprechung rückwärtige Bebauung Pommernweg 25-37“ am 25.04.2022
o Rechtliche Einschätzung der Regionalentwicklung des Kreises Rendsburg-Eckernförde, Herrn

Volker Breuer, zur Verwendung des Planungsinstruments nach § 13a BauGB vom 20.04.2022
für Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12

o „Lageplan Straßenbau Grüner Weg“ (Achse 100 - Blatt 2) – Ausführungsplanung mit Bearbei-
tungsstand vom 29.11.2021
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o Bebauungsstudie „rückwärtige Bebauung Pommernweg Nr. 13 - 35“ im Rahmen des Planauf-
stellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 16 der Gemeinde Wattenbek (Bruchmann Archi-
tekten, Lübeck mit Bearbeitungsstand vom 20.06.2020)

o „Strategie Demographie und Siedlungsentwicklung“ (stadt&land und BfL von 2016)
o Strukturkonzept „Grüner Weg“ der Gemeinde Wattenbek (Stand vom 27.02.2017)
o „Innentwicklungskonzept“ der Gemeinde Wattenbek (Stand vom 16.02.2018)
o „Flächenpotenzialanalyse Wohnungsbau in den Siedlungsschwerpunkten des Ordnungsraums

Kiel“ (von 2018)

o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 16 „Grüner Weg“ der Gemeinde Wattenbek einschließlich
Fachplanungen

o Niederschrift zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB zum Bebau-
ungsplan Nr. 16 der Gemeinde Wattenbek vom 24.06.2020

o Rechtskräftiger Bebauungsplan Nr. 12 „Pommernweg“ der Gemeinde Wattenbek
o Geltender Flächennutzungsplan (2002) der Gemeinde Wattenbek
o Festgestellter Landschaftsplan der Gemeinde Wattenbek

o „Lage- und Höhenplan“ als amtliche Planunterlage mit Katasterbestand vom 19.03.2024 für die
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek mit örtlicher Vermessung
vom November / Dezember 2022
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Abb. 1
Kennzeichnung des Plangeltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12

und seine räumliche Lage im Gemeindegebiet von Wattenbek

Verfahrensübersicht

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit § 3 Abs. 1 BauGB
Mitteilung an die Landesplanung § 11 Abs. 2 LaplaG
Frühzeitige Beteiligung der Behörden / TÖB
§ 4 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 13a BauGB
Beteiligung der Öffentlichkeit
§ 3 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB
Behörden- und TÖB - Beteiligung
§ 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13a BauGB
Gesamtabwägung / Satzungsbeschluss
Bekanntmachung § 10 BauGB

(Quelle: © GeoBasis-DE LVermGeo SH. BKG mit Eintragung BIS·S im Mai 2024)
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1. Planungsanlassung und Planungserfordernis
Vor Einleitung einer Bauleitplanung hat die Gemeinde Wattenbek die „Innenentwicklungspo-
tentiale“ ermittelt und ein entsprechendes „Innenentwicklungskonzept“ erstellen lassen (s.
Quellenverzeichnis). Zugleich wurde eine Abgrenzung des Innenbereichs vom Außenbereich
vorgenommen. Für den Bereich „Grüner Weg / Pommernweg“ wurden Innenentwicklungspo-
tentiale (Nr. „44“) auf einigen rückwärtigen Grundstücksflächen Pommernweg ermittelt (s. auch
nachstehende Abb. 2a).

Abb. 2b
Planzeichnung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12

(Quelle: AC Planergruppe, 27.02.2017)

Abb. 2a

(Quelle: Amt Bordesholm)
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Die Gemeinde hatte dies bereits in den Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 16
eingestellt mit dem Prüfauftrag, ob eine Realisierung auf rückwärtigen Grundstücksbereichen
des Pommernweges möglich und seitens der Grundstückseigentümer auch gewollt ist.
Im Zuge des Planaufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan Nr. 16 hatte sich jedoch heraus-
gestellt, dass eine unter den Anliegern einvernehmliche Planung rückwärtiger Grundstücksbe-
reiche in dem seitens der Gemeinde vorgegebenen Zeit- und Planungsrahmen nicht möglich
war und daher zunächst von der Gemeinde zurückgestellt wurde.

Die Gemeinde hat in 2022 den Wunsch der Anlieger im östlichen Bereich „Pommernweg“ wie-
der aufgenommen und hierzu das Aufstellungsverfahren zu einer 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 12 begonnen. Mittels einer gegenüber dem Planungsstand im Zuge der Auf-
stellung des Bebauungsplanes Nr. 16 weiterführend konkretisierten „Bebauungsstudie“ und
einer „Sonnenstandstudie“ für einen westlichen Bereich des Plangebiets in Verbindung mit der
Erarbeitung eines „Landschaftsplanerischen Fachbeitrages“ hat die Gemeinde eine „Vorent-
wurfsplanung“ erarbeiten lassen und mit den Anliegern innerhalb des Plangebiets einvernehm-
lich abstimmen können.

Bei der Planung wird auf die örtlich vorgefundene Bestandssituation (vgl. auch nachfolgende
Abb. 3 ff) Rücksicht genommen, in die Planung eingestellt und weiterentwickelt (siehe auch
nachfolgende Abb. 6ff).

Die Gemeinde Wattenbek verfolgt daher das Ziel, durch die Aufstellung der 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 12 auf den rückwärtigen Grundstücksflächen Pommernweg Nr. 19 - 35
mit Ausrichtung und Anbindung an den „Grüner Weg“ Möglichkeiten für eine wohnbauliche
Nachverdichtung zu schaffen. Nachbarschaftliche Interessen wurden auf Grundlage einer Be-
bauungsstudie mit den betroffenen Anliegern erörtert und im Zuge der Planentwicklung in die
Erstellung des „Vorentwurfs“ eingestellt.

Nach Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Planungsträ-
gern und Auswertungen der eingegangenen Stellungnahmen hat die Gemeinde unter weiterer
Erstellung von Fachgutachten (s. Anlagenverzeichnis) die Entwurfsplanung erstellen lassen.

Die vom Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde Wattenbek am 03.06.2025 beratende
und von der Gemeindevertretung am 19.06.2025 für das zusammengefasste Beteiligungsver-
fahren (Beteiligung der Öffentlichkeit und Beteiligung der Behörden und der sonstigen Pla-
nungsträger) im „Entwurf“ beschlossene 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 beinhaltet
die planungsrechtlich relevanten Inhalte übergeordneter Planungen, die örtliche Planungssi-
tuation und die Ergebnisse aus den begleitenden Fachplanungen (s. Anlagen zu dieser Be-
gründung) unter Berücksichtigung der Anregungen privater Personen aus den durchgeführten
Anliegergesprächen und der Informationsveranstaltung zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteili-
gung sowie die Stellungnahmen der Behörden und der sonstigen Planungsträgern nach § 4
(1) BauGB entsprechend der gemeindlichen Abwägung zum Entwurfs- und Veröffentlichungs-
beschluss.
Die geänderten Textpassagen sind zum besseren Auffinden grundsätzlich kursiv gesetzt und
durch einen grauen Strich am linken Textrand seitlich markiert.
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1.1 Städtebauliche Planungs- und Bestandssituation
Plangebiet zwischen „Pommernweg“ und „Grüner Weg“

Abb. 3a Bebauung beiderseits „Pommernweg“
mit Blick nach Osten (B-Plan Nr. 16)

Abb. 3b Blick auf die Bebauung „Pommernweg“,
die das Plangebiet im Norden begrenzt

rückwärtige gelegene Gartenbereiche zwischen der Wohnbebauung Pommernweg (rechts)
Abb. 3c und dem „Grüner Weg“ (links) mit einer welligen Geländestruktur Abb. 3d

rückwärtige gelegene Gartenbereiche zwischen der Wohnbebauung Pommernweg (links)
Abb. 3e und dem „Grüner Weg“ (rechts) mit einer welligen Geländestruktur Abb. 3f
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2. Allgemeine Rechtsgrundlagen
Das Baugesetzbuch (BauGB) verpflichtet die Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, sobald
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist.
Gemäß § 1 Abs. 5 BauGB „soll die städtebauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen
der Innenentwicklung erfolgen“. Die Aufstellung von Bauleitplänen liegt dabei als Verpflichtung
verwaltungstechnischer Selbstverwaltung in eigener Verantwortung bei der Gemeinde.

Die Bauleitpläne sollen entsprechend dem vorangestellten Planungsgrundsatz eine nachhal-
tige städtebauliche Entwicklung und u. a. eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozial-
gerechte Bodennutzung gewährleisten.
Die Bebauungspläne treffen als Ortsatzungen die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die
bauliche und sonstige Nutzung der Grundstücke und bilden die Grundlage für weitere zum
Vollzug des Baugesetzbuches erforderliche Maßnahmen.

Ggf. können auf Landesrecht beruhende Regelungen als nachrichtliche Übernahmen nach
§ 9 Abs. 6 BauGB in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Neben den gesetzlichen
Vorschriften des Naturschutzgesetzes (LNatSchG) kommen auch örtliche Bauvorschriften
nach § 86 der Landesbauordnung (LBO) in Betracht.

2.1 Planverfahren
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wattenbek hat am 04.06.2024 aufgrund der innerört-
lichen Lage des Plangebietes die Voraussetzungen zur Aufstellung einer 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 12 nach dem „beschleunigten Verfahren“ gemäß § 13a BauGB („Be-
bauungsplan für die Innenentwicklung“) mit dem Ergebnis geprüft, dass:

o eine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVPG /
LUVPG nicht besteht,

o Beeinträchtigungen von FFH- und / oder EU-Vogelschutzgebieten sind nicht anzuneh-
men,

o eine Grundfläche (GR) von weniger als 20.000 m² festgesetzt werden wird und
o die städtebaulich geordnete Entwicklung auf Grundlage der Untersuchungsergebnisse

aus den begleitenden Fachplanungen und der Einhaltung übergeordneter und gemeind-
licher Planungen als gesichert angenommen werden kann.

Die Gemeindevertretung hat aufgrund der in die Planung einzustellenden nachbarschaftlichen
Interessen und der differenziert zu betrachtenden Planungsaufgabe bestimmt, dass die früh-
zeitige Unterrichtung der Behörden sowie der sonstigen Planungsträger nach § 4 Abs. 1
BauGB auch im Verfahren nach § 13a BauGB durchgeführt werden soll.
Die Beteiligung der Öffentlichkeit wurde neben gesondert geführten Anliegergesprächen nach
§ 3 Abs. 1 BauGB in Form einer öffentlichen Informationsveranstaltung durchgeführt und hier-
bei die Möglichkeit gegeben zur Erörterung und Äußerung zu den allgemeinen Zielen und
Zwecken der Planung und deren Auswirkungen.
 Wesentliche Anregungen und Hinweise aus den Anliegergesprächen und der Informa-

tionsveranstaltung wurden in die Erarbeitung des Vorentwurfs des Bebauungsplanes
berücksichtigt und werden somit alsdann in die Bauleitplanung eingestellt.

Die Erstellung eines Umweltberichtes und die Durchführung einer Umweltprüfung ist aufgrund
der eingehaltenen o. g. Voraussetzungen im Rahmen des „beschleunigten Verfahrens“ nach
§ 13a BauGB nicht erforderlich.
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Eingriffe in Natur und Landschaft werden mit diesem Bauleitplanverfahren nicht verbunden
sein. Mögliche Eingriffe in geschützte Biotope bzw. zu erwartende Beeinträchtigungen dieser
sowie die Belange des Artenschutzes sind jedoch in die gemeindliche Planung einzustellen.
Der geltende Flächennutzungsplan der Gemeinde Wattenbek muss nicht an die neue Pla-
nungssituation angepasst werden, da die Plangebietsflächen als Wohnbauflächen dargestellt
sind.

2.2 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
Seit dem 01.04.2003 ist der § 47 f GO „Beteiligung von Kindern und Jugendlichen“ in Kraft
getreten. Dies bedeutet, dass die Gemeinden bei Planungen und Vorhaben, die die Interessen
von Kindern und Jugendlichen berühren, diese in angemessener Weise beteiligen müssen.
Die Gemeinden müssen daher besondere Verfahren entwickeln, die geeignet sind, die Inte-
ressen der Kinder und Jugendlichen deutlich zu machen. Da sich die (z. T. abstrakten) Instru-
mente und Strukturen der Welt der Erwachsenen nur bedingt auf Kinder und Jugendliche über-
tragen lassen, sind insbesondere projektbezogene Beteiligungen, die sich auf konkrete Vor-
haben erstrecken, sinnvoll.

Typische Fälle der Beteiligung sind die Errichtung oder die Änderung von Einrichtungen für
Kinder und Jugendliche, wie z. B. Kinderspielplätze, Kindertagesstätten, Bolzplätze, Sportein-
richtungen, Jugendbegegnungsstätten, Schulen. Die Beteiligung hat auch bei entsprechenden
Bauleitplanungen zu erfolgen, sofern Interessen von Kindern und Jugendlichen betroffen sind
und sich auf konkrete Projekte und Vorhaben beziehen.

Da die Gemeinden eine Offenlegungs- und Dokumentationspflicht haben, sollen die Beteili-
gungsverfahren zumindest in den Grundzügen durch Beschluss der Gemeindevertretungen
(oder durch Delegation der entsprechenden Fachausschüsse) festgelegt werden, um sicher
zu stellen, dass diese bei der Durchführung von kinder- und jugendrelevanten Vorhaben die
im Zuge der Beteiligung vorgetragenen Gesichtspunkte ernsthaft prüfen.

Diese Offenlegungs- und Dokumentationspflicht kann in vielfältiger Form erfolgen:
 im Zuge der Unterrichtung der Einwohnerrinnen und Einwohner nach § 16a GO,
 im Zusammenhang mit den Beschlussvorlagen für die Stadtvertretung
 in den entsprechenden Fachausschüssen,
 bei Bebauungsplänen in deren Begründungen oder
 allgemein als Veröffentlichungen im Rahmen der ortsüblichen Bekanntmachung.
Aufgrund der Planungssituation, die gekennzeichnet ist einerseits durch eine Bestandssiche-
rung im Bereich „Pommernweg“ und andererseits durch Maßnahmen von möglichen grund-
stücksbezogenen Nachverdichtungen ist nach Auffassung der Gemeinde Wattenbek eine Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen auf den Planungsebenen der Bebauungsplanung über
das Maß der Beteiligungsschritte nach dem BauGB nicht angezeigt, da Belange dieser Bevöl-
kerungsgruppe darüber hinaus nicht direkt oder unmittelbar betroffen sein werden.
Sofern sich in der weiteren Projektentwicklung Hinweise ergeben, diese Bevölkerungsgruppe
stärker in das Planvorhaben einzubinden, wird dies durch die Amtsverwaltung entsprechend
veranlasst.
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3. Räumlicher Geltungsbereich und Plangebietsabgrenzung
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
Der räumliche Plangeltungsbereich (vgl. nachfolgende Abb. 4) der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 12 umfasst zum Zeitpunkt der „Entwurfsplanung“, den Bereich:
südlich „Pommernweg“ in Höhe der Grundstücke Pommernweg Nr. 19 bis 37

(fortl. ungerade Nummern),
östlich „Pommernweg“ und des Plangeltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 16,
nördlich des Spielplatzes und der Grundstücke Hermann-Berndt-Straße Nr. 10 und 13

einschließlich des Straßenabschnitts „Grüner Weg“ in diesem Bereich

Abb. 4
Abgrenzung des Plangeltungsbereiches der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12

(Entwurfs- und Veröffentlichungsbeschluss der GV vom 19.06.2025)

Der räumliche Plangeltungsbereich zum Zeitpunkt der „Entwurfsplanung“, wie in der vorange-
stellten Planabgrenzung dargestellt, umfasst auf Grundlage einer überschlägigen Flächener-
mittlung (Planungsstand vom 21.05.2025 - Plan Nr. 2.1) eine Fläche von insgesamt ca. 1,26 ha, davon:

ca. 10.485 m² Allgemeine Wohngebiete (WA)
ca. 1.255 m² öffentliche Verkehrsflächen („Grüner Weg“)
ca. 885 m² Grünflächen, privat

=>  mit unterschiedlichen Zweckbestimmungen

(Quelle: Amt Bordesholm, 2019 mit Eintragungen von BIS·S)

(Quelle: Torresin & Partner, 2024 mit
Eintragungen BIS·S Mai 2024)
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4. Planungsrechtliche Voraussetzungen und Planungsvorgaben
Die Gemeindevertretung Wattenbek baut auf den Inhalten und Zielsetzungen der geltenden
Flächennutzungs- und Landschaftsplanung und der örtlich vorgefundenen Bebauungs- und
Nutzungssituation sowie den Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 für
den vorgenannten Planbereich auf und konkretisiert mit dieser Bauleitplanung die besondere
Art und das Maß der baulichen Nutzung, bezogen auf das Plangebiet.

4.1 Entwicklungsgebot (§ 8 Abs. 2 BauGB)
Mit Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 kann das „Entwicklungsgebot“
nach § 8 Abs. 2 BauGB, nach dem Bebauungspläne aus Flächennutzungsplänen zu entwi-
ckeln sind, für den Bereich des Plangeltungsbereiches vollständig eingehalten werden.
Die Flächen innerhalb des Plangeltungsbereiches sind in der geltenden Flächennutzungspla-
nung der Gemeinde Wattenbek (vgl. vorangestellte Abb. 5a) als „Wohnbauflächen“ (W) dar-
gestellt.

4.2 Ziele der Raumordnung und Landesplanung (§ 1 Abs. 4 BauGB)
Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB besteht für die Gemeinden eine „Anpassungspflicht“ an die Ziele
der Raumordnung und Landesplanung, d.h. Bedenken aus Sicht der Landesplanung unterlie-
gen nicht der gemeindlichen Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB.
Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus dem
am 04.10.2010 in Kraft getretenen Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein 2010 vom 13.
Juli 2010 (LEP 2010, Amtsblatt Schl.-H. S. 719), der Fortschreibung des Landesentwicklungs-
plans Schleswig-Holstein 2010 (Runderlass des Ministeriums für Inneres, ländliche Räume
und Integration des Landes Schleswig-Holstein vom 27.11.2018 - IV 60 - Az. 502.01 - Amtsbl.
Schl.-H. S. 1181) sowie dem Regionalplan für den Planungsraum III „alt“ (Reg.-Plan III).

(Quelle: Amt Bordesholm)Abb. 5a
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Die Gemeinde Wattenbek liegt im Ordnungsraum der Landeshauptstadt Kiel und im baulichen
Zusammenhang mit Bordesholm als äußerer Siedlungsschwerpunkt auf der Siedlungsachsen-
grundrichtung von Kiel ausgehend und am Rande des 10 km Umkreises zum Oberzentrum
Neumünster.

Die wohnbauliche Entwicklung in der Gemeinde dient hierbei entsprechend der politischen
Willensbildung für diese innerörtliche Nachverdichtungsmaßnahme insbesondere dem örtli-
chen Bedarf an geeigneten Bauflächen und Wohnraum und Verringerung von Entwicklungs-
maßnahmen im Außenbereich.

Im Hinblick auf die Wohnungsbauentwicklung in Gemeinden führt die Fortschreibung LEP zu
den Grundzügen (G) und Zielen (Z) der Raumordnung Folgendes aus:
 Grundsätzlich können in allen Gemeinden im Land neue Wohnungen gebaut werden. Art

und Umfang der wohnbaulichen Entwicklung hängen vom Bedarf und von den örtlichen
Voraussetzungen ab.
- Der Umfang der erforderlichen Flächenneuausweisungen hängt maßgeblich von den

Bebauungsmöglichkeiten im Innenbereich ab sowie den Möglichkeiten, vorhandene
Wohnungsbestände weiterzuentwickeln.
 Bei der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 handelt es sich um eine Maß-

nahme der Innenentwicklung und der Nachverdichtung.

- Bei der Ausweisung von neuen Wohngebieten sollen Erschließungskosten sowie Fol-
gekosten für die soziale und technische Infrastruktur berücksichtigt werden.
 Die Innenentwicklungspotentiale können direkt von der Gemeindestraße „Grüner

Weg“ aus über Einzelzufahrten grundstücksbezogen erschlossen werden, sodass
Folgekosten für die technische Infrastruktur sehr stark auf ein Minimum reduziert
werden kann.

(Quelle: Landesportal) Abb. 5b
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 Da sich die wohnbauliche Entwicklungspotentiale dieser Planung ausschließlich im
privaten Eigentum der Grundstückseigentümer befinden, ist nicht davon auszuge-
hen, dass alle bzw. viele Grundstücke gleichzeitig in die Realisierung gebracht wer-
den und so auch die sozialen Folgekosten gestaffelt anfallen werden.

- Ausweisung und Erschließung von Bauflächen sowie der Bau von Wohnungen sollen
zeitlich angemessen verteilt erfolgen
 Da die Innenentwicklungspotentiale nur grundstücksbezogen („Baukörper-Festset-

zung“) entwickelt werden können und sich zudem alle im privaten Eigentum befin-
den, ist von zeitlich gestuften Vorhaben-Realisierung auszugehen.

- Grundsätzlich sollen flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen angewen-
det werden.
 Die Innenentwicklungspotentiale können direkt von der Gemeindestraße „Grüner

Weg“ aus über Einzelzufahrten grundstücksbezogen erschlossen werden, sodass
öffentliche Erschließungsmaßnahmen nicht erforderlich werden.

 Gemeinden oder Gemeindeteile, die keine Schwerpunkte für den Wohnungsbau sind,
decken den örtlichen Bedarf.

 In den Gemeinden, die keine Schwerpunkte sind und in den ländlichen Räumen liegen,
können im Zeitraum 2021 bis 2036 bezogen auf ihren Wohnungsbestand am 31.12.2020
neue Wohnungen im Umfang von bis zu 10 % gebaut werden.

 Eine geringfügige Überschreitung des wohnbaulichen Entwicklungsrahmens ist möglich,
wenn es sich um Maßnahmen der Innenentwicklung auf Flächen von zentraler städtebauli-
cher und ortsplanerischer Bedeutung handelt.

 Die Innenentwicklung hat Vorrang vor der Außenentwicklung.
 Bei der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 handelt es sich um eine Maßnahme

der Innenentwicklung und der Nachverdichtung.

- Neue Wohnungen sind vorrangig auf bereits erschlossenen Flächen im Siedlungsge-
füge zu bauen.
 Die Innenentwicklungspotentiale können die technische Infrastruktur überwiegend

im Bereich „Grüner Weg“ und teilweise im Bereich „Pommernweg“

- Bevor die Kommunen neue, nicht erschlossene Bauflächen ausweisen, ist von ihnen
aufzuzeigen, inwieweit sie noch vorhandene Flächenpotenziale ausschöpfen können.
Hierzu zählen alle Baugrundstücke
- im Geltungsbereich rechtskräftiger Bebauungspläne nach § 30 und in denen Vorha-

ben nach § 33 BauGB zu beurteilen sind
 Mit der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 werden Innenentwicklungspo-

tentiale planungsrechtlich aktiviert.

- in Bereichen gemäß § 34 BauGB
- Innenentwicklung umfasst zudem die Nutzung von Brachflächen und leerstehenden

Gebäuden sowie andere Nachverdichtungsmöglichkeiten
- Im Geltungsbereich wirksamer Flächennutzungspläne sind darüber hinaus Reserve-

flächen in städtebaulich integrierten Lagen zu überprüfen.
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Die Gemeindevertretung der Gemeinde Wattenbek ist entsprechend den vorangestellten Be-
wertungen erneut zu der Auffassung gelangt, dass eine Bebauung rückwärtiger Gartenflächen
der Bebauung Pommernweg Nr. 19 - 35, wie seitens der Gemeinde im Rahmen einer Bebau-
ungsstudie ermittelt hat (siehe nachfolgende Abb. 6 und als Anlage zu dieser Begründung),
ein gutes Innenentwicklungspotential besitzt, welches im Rahmen dieses Änderungsverfah-
rens aktiviert werden soll.

5. Städtebauliche Zielsetzungen
(§ 1 Abs. 3 BauGB)
Auf Grundlage des Beschlusses zur Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr.
12 wurde unter Berücksichtigung der örtlichen Gegebenheiten und der umgebenden Be-
standssituation sowie insbesondere unter Berücksichtigung nachbarschaftlicher Interessen
und ortsplanerischer sowie grünordnerischer Anforderungen mit der „Bebauungsstudie“ ein
Konzept entwickelt (siehe Anlage zu dieser Begründung und vgl. auch nachfolgende Abb. 6a)
und in mehreren Detaillierungsphasen zusammen mit den Anliegern optimiert, deren Zielset-
zungen sich auch im Rahmen der „Entwurfsplanung“ vom Grundsatz her weiterhin wie folgt
charakterisieren lassen:
 Sicherung des wohnbaulichen Bestandes am „Pommernweg“ innerhalb des Plangebiets

entsprechend der heutigen Bestandssituation.
 Nutzung der vorhandenen Gemeindestraßen „Grüner Weg / Pommernweg“ und der vor-

handenen technischen Infrastruktureinrichtungen.
 Grundstücksbezogene Erschließung der rückwärtigen Grundstücksbereiche Pommern-

weg Nr. 19 - 35 vom „Grüner Weg“ aus (vgl. nachstehende Abb. 6a) und Beachtung des
hergestellten Ausbauzustands „Grüner Weg“.

 Entwicklung einer ortsstrukturell angemessenen Planungskonzeption, insbesondere unter
Berücksichtigung der topographischen Gegebenheiten (s. auch nachfolgende Abb. 6b)
innerhalb des Plangebiets.

 Funktionale Verbindung und soziale Integration der neuen Bauflächen mit direkter Anbin-
dung an die vorhandene Ortsstruktur über den ausgebauten „Grüner Weg“ oder über den
„Pommernweg“.

 Schaffung und Bereitstellung von unterschiedlichen Wohnbaugrundstücken in Lage, Him-
melausrichtung, Größe, Bebaubarkeit und Bebauungsdichte in Abhängigkeit zum jeweili-
gen rückwärtigen Grundstücksteil und -zuschnitt sowie den topographischen Gegebenhei-
ten.

 Bereitstellung von Wohnbaugrundstücken für unterschiedliche Bauformen und Personen-
gruppen

 Berücksichtigung der Belange des Ortsbildes auch im Hinblick auf die mögliche Bebau-
ungsdichte und die Höhe baulicher Anlagen durch Vorgaben / Festsetzungen zu
- einer gestaffelten max. Grundfläche
- einer absoluten Höhe baulicher Anlagen in Form von maximal zulässigen Firsthöhen

unter Berücksichtigung der Geländesituation
- den unteren Höhenbezugspunkten für alle bebauten (Bestand am „Pommernweg“)

und unbebauten Flächen (Planung am „Grüner Weg“)
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(Quelle: Bruchmann Architekten, 02.02.2024) Abb. 6a
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am Horizont: Bestandsgebäude (grau) Haus Nr. 19                         Haus Nr. 21                                Haus Nr. 23                                Haus Nr. 25

rückwärtige Grundstücksflächen         Haus Nr. 19                                   Haus Nr. 21 Haus Nr. 23                               Haus Nr. 25

(Quelle:
Bruchmann
Architekten,
02.02.2024)

Abb. 6b
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Abb. 6c

(Quelle:
Bruchmann
Architekten,
02.02.2024)

Beispiel für eine eingeschossige Bebauung mit Untergeschoss Darstellung der Höhenentwicklung Bestandsgebäude

Beispiel für eine mögliche Bebauung am „Grüner Weg“ Grundstück Pommernweg Nr. 19



BISS

Gemeinde Wattenbek
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Pommernweg“
Begründung („Bebauungsplan der Innenentwicklung“) „Entwurf“

„Beteiligung der Öffentlichkeit“ BÜRO FÜR INTEGRIERTE
„Beteiligung der Behörden- und Planungsträgern“ Seite 20 von 57 STADTPLANUNGSCHARLIBBE

(Quelle:
Bruchmann
Architekten,
02.02.2024)

Abb. 6d

Beispiel für eine mögliche Bebauung am „Grüner Weg“ Grundstück Pommernweg Nr. 23

Beispiel für eine eingeschossige, ggf. auch zweigeschossige Bebauung Darstellung der Höhenentwicklung Bestandsgebäude
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Abb. 6e
(Quelle:
Bruchmann
Architekten,
02.02.2024)

Beispiel für eine mögliche zweigeschossige Bebauung Darstellung der Höhenentwicklung Bestandsgebäude

Beispiel für eine mögliche Bebauung am „Grüner Weg“ Grundstück Pommernweg Nr. 25
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Abb. 6f
(Quelle:
Bruchmann
Architekten,
02.02.2024)

Beispiel für eine eingeschossige, ggf. auch zweigeschossige Bebauung Darstellung der Höhenentwicklung Bestandsgebäude

Beispiel für eine mögliche Bebauung am „Grüner Weg“ Grundstück Pommernweg Nr. 31
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Abb. 6g

(Quelle:
Bruchmann
Architekten,
02.02.2024)

Beispiel für eine eingeschossige, ggf. auch zweigeschossige Bebauung    Darstellung der Höhenentwicklung       Bestandsgebäude

Beispiel für eine mögliche Bebauung am „Grüner Weg“ Grundstück Pommernweg Nr. 33
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(Quelle:
Bruchmann
Architekten,
02.02.2024)

Abb. 6h

Beispiel für eine eingeschossige, ggf. auch zweigeschossigen Bebauung Bestandsgebäude

Beispielhafte Darstellung einer möglichen Bebauung vom „Grüner Weg“ aus Grundstück Pommernweg Nr. 35
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 Erhalt und nachhaltiger Schutz vorhandener Landschaftselemente / Knicks und Einbin-
dung dieser in die Planungskonzeption

 Reduzierung der Knickdurchbrüche für Grundstückszufahrten auf das unbedingt erforder-
liche Maß

 Bereitstellung und Sicherung (Ablöse) von Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen und
Entwidmung von Knickabschnitten außerhalb des Plangebietes (gemäß Bilanzierung)

 Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Niederschlagsentwässerung (grundstücksbezo-
gene Versickerung) der privaten Grundstücksflächen

 Minimierung der nutzungsbedingten Versiegelung durch eine Unterschreitung der Orien-
tierungsgrenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung nach § 17 Abs. 1
BauNVO i.V.m. § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bereits im Rahmen der städtebaulichen Kon-
zeption und im Bebauungsplan durch teilgebiets/-grundstücksbezogene Festsetzung von
max. zulässigen Grundflächen für die Bestands- und Neubebauung.

 Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden und Begrenzung der Boden-
versiegelungen auf das notwendige Maß, u.a. durch eine sparsame Erschließung der
Wohnbauflächen (Bodenschutzklausel).

 Minimierung der Eingriffe in das Orts- und Landschaftsbild durch Festsetzungen zur abso-
luten Höhe baulicher Anlagen in Abhängigkeit zur vorhandenen Höhenlage der vorhande-
nen Straße / Geländesituation.

Diese vornehmlich ortstrukturellen und landschaftsplanerischen bzw. grünordnerischen, aber
auch erschließungstechnischen Anforderungen an das Planungskonzept werden weiterhin
auch mit dem „Entwurf“ zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 planungsrechtlich um-
gesetzt.

6. Art und Maß der baulichen Nutzung, überbaubare Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BauGB)

Art der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO)
In Fortführung der planungsrechtlichen Ausrichtung gemäß des Ursprungs-Bebauungsplanes
werden die vorhandenen und die für eine Bebauung vorgesehenen Flächen nach der beson-
deren Art ihrer Nutzung als Allgemeine Wohngebiete (WA) festgesetzt. Zur Wahrung und zum
Schutz der vorhandenen Siedlungsstruktur und zur Sicherung einer geordneten städtebauli-
chen Entwicklung des Plangebiets insgesamt sowie zum Erhalt und Neugestaltung des Orts-
bildes werden für das Allgemeine Wohngebiet Einschränkungen der allgemein bzw. aus-
nahmsweise zulässigen Nutzung textlich festzusetzen sein.
Danach sind innerhalb des Plangebiets Schank- und Speisewirtschaften und Anlagen für
sportliche Zwecke sowie sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, Anlagen für Verwaltungen,
Gartenbaubetriebe und Tankstellen entsprechend den textlichen Festsetzungen unzulässig.
Darüber hinaus sind in allen Teilgebieten folgende Nutzungsarten, die nach § 4 Abs. 3 Nr. 2
BauNVO ausnahmsweise zulässig sind, unzulässig und sind somit nicht Bestandteil des Be-
bauungsplanes:
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- Prostitutionsgewerbe,
- Vorführ- und Geschäftsräume, deren Zweck auf Produktionen, Darstellungen, Handlun-

gen und / oder Verkaufsartikel mit sexuellem Charakter ausgerichtet ist,
- Tierzuchtbetriebe, Speditionen, Fuhrunternehmen,
- Lagerhaltung und Lagerplätze innerhalb außerhalb von Gebäuden,
- Garagenanlagen.

Das Plangebiet gliedert sich aufgrund der Bestandssituation im Norden in zwei Teilbereiche,
einen nördlichen und einen südlichen, wobei der südliche Teilbereich für eine grundstücksbe-
zogene wohnbauliche Nachverdichtung vorgesehen wird.
In Verbindung mit einer „Baukörper-Festsetzung“ im Süden und einer „Bauteppich-Festset-
zung“ im Norden und einer nach der zukünftigen Grundstücksgröße gestaffelten Festsetzung
der höchstzulässigen Grundflächen (GR max.) in Verbindung mit einer Gesamt-GRZ mit zu-
sätzlichen Festsetzungen zur abschließenden Begrenzung der Versiegelungsflächen wird die
städtebaulich und ortsplanerisch angestrebte Kleinteiligkeit der Nutzungsart entsprechend
dem der Bebauungsplanung zugrunde liegenden Planungskonzept („Bebauungsstudie“) und
eine den Örtlichkeiten angemessene bauliche Maßstäblichkeit der geplanten Bebauung gesi-
chert.

Mit den verbleibenden allgemein zulässigen Nutzungen, die entsprechend den zukünftigen
Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig sein werden, ist das Kriterium der Gebiets-
wahrung gegeben.
Es werden seitens der Gemeinde nur die Nutzungen ausgeschlossen, die allgemein und auch
ausnahmsweise nicht ortsverträglich sind, wie z. B. Gartenbaubetrieb (aufgrund seines heuti-
gen Flächenbedarfs maßstabssprengend und an dieser Stelle im Gemeindegebiet nicht orts-
strukturell verträglich), eine Tankstelle (eine weitere in der Gemeinde und in der vom klassifi-
zierten Straßennetz abgesetzten Lage wäre nicht konkurrenzfähig) oder Schank- und Speise-
wirtschaften (die es in der Gemeinde / Umgebung bereits und noch in ausreichender Anzahl
gibt).
Eine möglichst flexible und offene Gestaltung des Plangebiets ist unter Beachtung der Aspekte
einer städtebaulich geordneten Entwicklung der Gemeinde wichtig für eine nachhaltige Ge-
meindeentwicklung. Hierzu gehört auch die Möglichkeit, nicht störende Gewerbebetriebe in-
nerhalb des Plangebiets ausnahmsweise anzusiedeln.
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Abb. 7a
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Maß der baulichen Nutzung:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Das Maß der baulichen Nutzung wurde mit dem Ursprungs-Bebauungsplan Nr. 12 mit Rechts-
kraft vom 07.10.1982 (s. nachfolgende Abb. 7b) durch die höchstzulässige Grundflächenzahl
von 0,15 bzw. 0,17 und durch die Geschossflächenzahl von 0,22 bzw. 0,25 sowie durch die
Anzahl der Vollgeschosse bestimmt. Auf die Festsetzung einer maximal zulässigen Firsthöhe
und auf einen unteren Höhenbezugspunkt wurde seinerzeit verzichtet. Dementsprechend stellt
sich die Bebauung am „Pommernweg“ sehr unterschiedlich, bezogen auf die Höhenentwick-
lung, dar.

Abb. 7b(Quelle: Amt Bordesholm mit Eintragungen BIS·S Juni 2024)

Abb. 7bb(Quelle: „Vorentwurf“ / „Entwurf“ BIS·S, 04.06.2024 / 21.05.2025)
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Mit der Festsetzung von überbaubaren Flächen im Süden des Plangebiets werden sich die
Grundstücksflächen verändern, sodass in Bezug auf das festzusetzende Maß der baulichen
Nutzung eine Gliederung des Plangebiets in einen nördlichen Teilbereich (Bestand = WA 1a
bis WA 1d) und in einen südlichen Teilbereich (= Planung WA 2a bis WA 2d) erforderlich wird
(vgl. auch vorangestellte Abb. 7bb).
Das Maß der baulichen Nutzung wird nunmehr unabhängig vom Bestand oder von der Pla-
nung durch die Festsetzung der höchstzulässigen Grundfläche (GR max.) in Abhängigkeit zur
Festsetzung der überbaubaren Grundstücksflächen und durch die maximal zulässige Höhe
baulicher Anlagen mindestens als Firsthöhe in Verbindung mit der Anzahl von Vollgeschossen
sowie durch die Festsetzung der öffentlichen Erschließungsfläche („Grüner Weg“) im Sinne
des § 30 Abs. 1 BauGB qualifiziert bestimmt.

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden auf das notwendige, aber auch
auf das erforderliche Maß beschränkt, mit dem einerseits der bauliche Bestand am „Pommern-
weg“ gesichert und die wohnbauliche Entwicklung am „Grüner Weg“ (vgl. Abb. 6a) mit seinen
Inhalten und Zielsetzungen planungsrechtlich umgesetzt und realisiert werden kann verdich-
tete Bauweise vermieden und die Umsetzung des städtebaulichen Konzeptes (vgl. vorange-
stellte Abb. 6a) mittels planungsrechtlicher Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung,
wie nachfolgend erläutert, umgesetzt.

Mit dem „Entwurf“ zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 wird eine Festsetzung für
bauliche Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO in Bezug auf die höchstzulässige Gesamt-
GRZ und eine Klarstellung dahingehend aufgenommen, wonach

o abweichend von der in Bezug auf die höchstzulässige Grundfläche für bauliche Anlagen
nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO geltende 50%-Regelung die teilgebietsbezogen fest-
gesetzte maximale Grundfläche derart überschritten werden, dass zusammen mit dem
Hauptgebäude eine so genannte Gesamt-GRZ von maximal 0,5 zulässig ist.
 Mit diesen von § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO abweichenden Regelungen will die Ge-

meindevertretung dem aktuellen Bedarf, der sich heute für die baulichen Nebenan-
lagen grundsätzlich ergibt, Rechnung tragen. Aufgrund der geringen Bebauungs-
dichte sieht die Gemeindevertretung jedoch Belange des Ortsbildes sowie des Bo-
denschutzes bei einer Gesamt-GRZ von 0,5 zuzüglich der nachstehend genannten
zusätzlichen Festsetzungen nicht nachhaltig berührt.

 Zum Ausgleich sollen die Vorgärten der geplanten Wohnbaugrundstücke vollflächig
mit Vegetation begrünt und dauerhaft erhalten werden. Befestigte Flächen sind für
die erforderlichen Zufahrten, Stellplätze und Zuwegungen, Hauszugangswege zu-
lässig. Die flächige Gestaltung der Vorgärten mit Materialien wie z.B. Schotter und
Kies ist unzulässig. Als Vorgärten gelten die Grundstücksflächen zwischen der
Grenze der öffentlichen und/oder der privaten Wohnwegerschließungen von der die
Zuwegung zum Hauseingang erfolgt und der bis zu den seitlichen Grundstücksgren-
zen verlängerten, vorderen Baugrenze.
In gleicherweise sollen auch die übrigen Garten- und Freiflächen der Grundstücke
begrünt werden. Geschotterte oder gekieste Flächen sind über das festgesetzte
Maß der baulichen Nutzung (Gesamt-GRZ) zu unterlassen.

 Diese Maßnahmen dienen zugleich einer Verbesserung der Wasserhaushaltsbi-
lanz, insbesondere innerhalb der bebauten Ortslage, da im Zuge von Nachverdich-
tungsmaßnahmen nur wenige Möglichkeiten hierzu bestehen.
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o Geländeaufschüttungen oder -abgrabungen zur Höhenangleichung von Grundstücks-
(teil-)flächen an die äußeren Erschließungsflächen oder an die umgebenden Grund-
stücksbereiche, die im Zusammenhang mit den plangemäßen Vorhaben innerhalb des
Plangeltungsbereiches stehen und aus entwässerungs- bzw. erschließungstechnischen
Erfordernissen notwendig werden sind zulässig. Diese Maßnahmen sind auch außerhalb
der festgesetzten überbaubaren Flächen grundsätzlich zulässig und sind nicht auf die
Grundflächen von baulichen Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO anzurechnen.
 Diese im Zuge der Realisierung von Bauvorhaben entsprechend der dann örtlich im

Einzelfall vorzufindenden Situation soll grundsätzlich nicht zu Befreiungsanträgen
führen, so dass die vorgenannte Regelung für alle Grundstücke innerhalb des Plan-
gebietes gelten wird.
Zugleich ist darauf zu achten, dass kein Oberflächenwasser auf das angrenzende
Nachbargrundstück gelangt.
In diesem Sinne ist die Höhenlage zu den Nachbargrundstücke entsprechend dem
jeweiligen Einzelfall zu betrachten.

Außerdem werden aus der Vorentwurfsplanung in den „Entwurf“ darüber hinaus zwei Festset-
zungen dahingehend aufgenommen, wonach

o eine Überschreitung des festgesetzten Maßes der baulichen Nutzung bei den geplanten
und auch bei den vorhandenen Einzelhäusern ausschließlich für Terrassen einschließ-
lich Stützmauern und für allseitig verglaste Wintergärten pro Wohnbaugrundstück insge-
samt (Terrasse und Wintergarten zusammen) um bis zu maximal 30 m² zulässig ist.
Die Errichtung von Terrassen als bauliche Anlagen ist im direkten funktionalen Zusam-
menhang mit dem Hauptbaukörper auch außerhalb der überbaubaren Flächen, jedoch
nicht mehr als die ¾ der realisierten bzw. der zulässigen Grundfläche, zulässig
und

o zusätzlich zu dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung (Gesamt-GRZ) ist eine Flä-
che von bis zu 20 m² für versiegelte gärtnerische Gestaltungsflächen, wie z. B. Wäsche-
platz, Hof, Hauszugang, Wege o. ä. je Wohnbaugrundstück, aber ausschließlich für die
vorgenannten Nutzungen, zulässig.

Die Gemeinde ist der Auffassung, dass mit diesen beiden Festsetzungen in Verbindung mit
den Festsetzungen in den Nutzungsschablonen in der Planzeichnung (Teil A) das zulässige
Maß der baulichen Nutzung eindeutig bestimmt ist.
Hierbei ist es städtebauliches Ziel der Gemeinde, dass letztendlich mit der Bebauungsplan-
Satzung keine planungsrechtlichen „Fallstricke für die Zukunft geschaffen werden“, soll hei-
ßen, entsprechend dem „Planungskonzept“ (Bebauungsstudie und Bestand) soll jeder Grund-
stückseigentümer wissen und auch für sich beachten, welches Maß der baulichen Nutzung
zulässig ist.
Dies hat die Gemeinde mit dem „Entwurf“ zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 derart
planungsrechtlich gestaltet, wonach, sofern nicht explizit etwas anderes festgesetzt ist, fol-
gende bauliche Nutzungen zulässige sind:

o Grundfläche für die Hauptbaukörper als GR max.,
o zuzüglich Grundfläche ausschließlich für gärtnerische Gestaltungsflächen bis max. 20

m² und
o zuzüglich Terrassen und Wintergärten (zusammen) bis max. 30 m² je Wohnbaugrund-

stück.
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 begrenzt wird das Maß der baulichen Nutzung dann durch die festgesetzte Gesamt-
GRZ, die dann auch die baulichen Anlagen nach § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO enthält.

Mit dieser „Flächenhierarchie“ ist sichergestellt bzw. soll sichergestellt werden, dass z.B. eine
GR max., die sich aus dem Hauptgebäude zuzüglich der Terrasse zusammensetzt, von 145
m² nicht allein für das Hauptgebäude genutzt wird und später einmal die Terrasse im Verständ-
nis, dass dies doch eine Nebenanlage wäre, auch noch bebaut wird, sodass letztendlich eine
GR max. von dann 175 m² erreicht werden würde.
Um solchen, nicht seltenen Fällen entgegen zu wirken und Klarheit in diesem Sinne einer ein-
deutigen Aussage, welche Grundflächen für welche Nutzung zulässig sind, hat die Gemeinde
entschieden, eine solche Differenzierung vorzunehmen, die mit den vorangestellten Festset-
zungen eindeutig und klar bestimmt ist.

Von der Festsetzung einer Geschossflächenzahl (GFZ), wie seinerzeit im Ursprungs-Bebau-
ungsplan Nr. 12 festgesetzt (s. Abb. 7b) hat die Gemeinde Wattenbek nach dem bisherigen
Diskussions- und Planungsstand keinen Gebrauch gemacht.
Die Gemeinde Wattenbek sieht es unter den heutigen und auch zukünftigen Anforderungen,
die sich aus dem stetig steigenden Wohnflächenbedarf und auch aus der Notwendigkeit be-
grenzter Finanzmittel für die Grundstückseigentümer bei der Unterbringung der Familienange-
hörigen mittel- und langfristig ergeben können, für angemessen, das Dachgeschoss (mit der
Begrenzung zur Höhe der baulichen Anlagen) nach den gesetzlichen Regelungen der LBO
2019 ergeben, ausbauen zu dürfen, sofern nicht explizit in einem Einzelfall etwas abweichen-
des festgesetzt worden ist, z.B. als örtliche Bauvorschrift.
Weitergehende Erfordernisse, dies aus städtebaulichen Gründen durch Festsetzung einer
GFZ weiter einzuschränken, sieht die Gemeinde Wattenbek nicht als gegeben an, da zudem
mit der Nutzungseinschränkung des Dachgeschossausbaus durch eine niedrigere GFZ keine
städtebaulichen Wirkungen erreicht werden. Das Erscheinungsbild und die städtebauliche
Ordnung würden sich in der Kubatur dadurch nicht verändern.

Überbaubare Flächen:
(§ 23 Abs. 2 Satz 3 BauNVO)
Die Festsetzung der überbaubaren Flächen erfolgt entsprechend der Zweiteilung des Plange-
biets (vorhandene Bebauung im Norden und geplante Bebauung im Süden) für die wiederum
zweigeteilte Bestandsbebauung als „Bauteppich-Festsetzung“ und für die Neubebauung aus-
schließlich grundstücksbezogen als „Baukörper - Festsetzung“. Somit wird eine unmittelbare
Umsetzung der „Bebauungsstudie“ (siehe auch Abb. 6a) und der Gebäudebestandsschutz
sichergestellt.
In den „Entwurf“ zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 wird eine Festsetzung aufge-
nommen, wonach

o die zu den Hauseingängen liegende Baugrenze unter Beachtung der Einhaltung der Min-
destabstandsflächen nach der Landesbauordnung (LBO) für untergeordnete Bauteile,
wie Vordach, Wetterschutz, Windfang, Erker, usw. in einer Tiefe von 1,0 m und einer
Breite von 5,0 m zulässig ist.
 Diese Festsetzung sichert insbesondere für die geplante Wohnbebauung eine an-

gemessene Flexibilität bei der Positionierung der Gebäude bzw. bei der Freiraum-
gestaltung.

 Stellplätze, Carports, Garagen und gebietstypische Nebenanlagen werden entspre-
chend den Regelungen der LBO auch weiterhin außerhalb der überbaubaren Flä-
chen zulässig sein.
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Von einem generellen Ausschluss dieser Anlagen außerhalb der überbaubaren Flä-
chen wird die Gemeinde absehen, da gerade im straßenzugewandten Bereich, aber
auch im rückwärtigen Grundstücksbereich, die o. g. baulichen Anlagen aus der
wohnbaulichen Nutzung heraus sinnvoll und zu erwarten sind.
Städtebauliche bzw. ortsstrukturelle Gründe, dies nicht zuzulassen und dement-
sprechend auszuschließen, sind für die Gemeinde Wattenbek nach dem Planungs-
stand („Entwurf“) nicht erkennbar, um eine solch nutzungseinschränkende Festset-
zung zu treffen.

Garagen, Carports und Stellplätze:
(§ 12 Abs. 6 und § 23 Abs. 5 Satz 2 BauNVO)
In den „Entwurf“ zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 wird in Übereinstimmung mit
der vorangestellten „Bebauungsstudie“ eine Festsetzung dahingehend aufgenommen, wo-
nach

o für alle geplanten Wohnbaugrundstücke der Teilgebiete WA 2a bis WA 2d unter Berück-
sichtigung verkehrstechnischer und grünordnerischer Erfordernisse jeweils nur eine
Grundstückszufahrt bis zu einer maximalen Breite von 5,0 m, bezogen auf die Straßen-
begrenzungslinie (Grüner Weg“), zulässig sein wird.
 Hierdurch wird einerseits eine Reduzierung und Minimierung der Knickdurchbrüche

am „Grüner Weg“ erreicht und andererseits dem Ausbauzustand „Grüner Weg“
Rechnung getragen.

 In Ergänzung zu dieser textlichen Festsetzung werden die Zufahrten vom „Grüner
Weg“ grundstücksbezogen nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB planzeichnerisch festge-
setzt (vgl. hierzu vorangestellte Abb. 7a).

Höhe baulicher Anlagen:
(§ 16 Abs. 3 Nr. 2 i.V.m. § 18 Abs. 1 BauNVO)
Aufgrund der Lage des Plangebiets innerhalb der bebauten Ortslage und der welligen Gelän-
desituation innerhalb des Plangebiets wird zur Wahrung und zur verträglichen Weiterentwick-
lung des Ortsbildes seitens der Gemeinde Wattenbek eine Begrenzung der Höhe der bauli-
chen Anlagen durch die Festsetzung einer maximal zulässigen Firsthöhe teilweise in Verbin-
dung mit einer maximal zulässigen Wandhöhe (nach LBO) und die Beschränkung der Anzahl
von Vollgeschossen unter den vorgenannten Aspekten für erforderlich erachtet.
Sie soll einerseits eine nach heutigen Gesichtspunkten wirtschaftliche Ausnutzung der Gebäu-
dekubatur ermöglichen und andererseits eine angemessene Anpassung an die Örtlichkeit und
zu den angrenzenden Nachbargrundstücken sicherstellen.
 Dies betrifft insbesondere eine geplante und mögliche Bebauung der rückwärtigen Flä-

chen Pommernweg Nr. 19 am „Grüner Weg“ (vgl. hierzu auch vorangestellte Abb. 6c
und folgende Ausführungen).

In den „Entwurf“ zur 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 wird zudem die örtliche Bau-
vorschrift aufgenommen, wonach

o bei Realisierung von zwei Vollgeschossen das Dachgeschoss nicht für Wohnzwecke
ausgebaut werden darf.
 Damit soll sichergestellt werden, dass, sofern die örtlichen Gegebenheiten (Gelän-

desituation) es ermöglichen und der optische Eindruck einer Eingeschossigkeit zum
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„Grüner Weg“ gewahrt bleibt, eine Zweigeschossigkeit realisieren zu können, wei-
tere wohnbauliche Ausnutzungen nicht zu einer maßstabssprengenden Bebauung
führen und somit städtebauliche Spannungsfelder eröffnet werden.

Mit der „Entwurfsplanung“ erfolgt die Festsetzung des unteren Höhenbezugspunktes
o für jedes geplante und jedes vorhandene Baugrundstück (vgl. hierzu auch die nachfol-

genden Abb. 7d und Abb. 7e) und demzufolge für jede überbaubare Grundstücksfläche
mit Höhenangabe über Normal Null (NHN), worauf sich dann die Höhenfestsetzungen
(WH max. und FH max.) entsprechend den Festsetzungen in den Nutzungsschablonen
(in der Planzeichnung) beziehen wird.
 Somit kann einerseits sichergestellt werden, dass die bestehende Bebauung am

„Pommernweg“ in ihrem jeweiligen Bestand gesichert werden kann und zukünftig
keine höhere Bebauung in diesem Bereich entstehen wird und andererseits die ge-
plante Bebauung sich im Süden mit dem räumlichen Bezug zum „Grüner Weg“ in
die örtliche Topographie einpasst, wobei in den tiefer liegenden Bereichen auch
zwei Vollgeschosse realisiert werden könnten (vgl. hierzu auch beispielhafte Dar-
stellungen möglicher Bebauungen unter den Abb. 6ff).

 Die geplante und mögliche Bebauung auf den rückwärtigen Grundstücksflächen
Pommernweg Nr. 19 mit Erschließung vom „Grüner Weg“ wird auf ein Vollgeschoss
und ein nicht für Wohnzwecke ausgebautes Dachgeschoss eingeschränkt, um somit
aufgrund der Höhenunterschiede zum Nachbargrundstück Pommernweg Nr. 21
eine insgesamt nachbarschaftlich verträgliche Planungssituation schaffen zu kön-
nen. Diese Planungssituation wurde mittels einer Sonnenstandstudie geprüft (s.
nachfolgende Abb. 7c und als Anlage zu dieser Begründung) und von den beiden
Grundstücksbetroffenen als geeignet bewertet und dementsprechend aus der Vor-
entwurfsplanung in den „Entwurf“ planungsrechtlich aufgenommen.

Juni 10:00 Uhr Juni 14:00 Uhr Juni 18:00 Uhr

März + September 10:00 Uhr März + September 14:00 Uhr März + September 17:00 Uhr
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vorhandene Bebauung am „Pommernweg“ im Norden des Plangebiets

geplante Bebauung am „Grüner Weg“ im Süden des Plangebiets

Abb. 7d

Abb. 7e

(Quelle: BIS·S, 04.06.2024)
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Bauweise:
(§ 22 Abs. 1 und 4 BauNVO)
Innerhalb des Allgemeinen Wohngebietes ist auch unter Beachtung der Zielsetzungen aus
dem Ursprungs-Bebauungsplan eine offene Bauweise > o < zum Erhalt und Weiterentwicklung
der Siedlungs- und Nutzungsstruktur im Bereich „Pommernweg / Grüner Weg“ sowie zum
Schutz und zur Fortentwicklung des Orts- und Landschaftsbildes festgesetzt.

Anzahl der Wohnungen:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
Zum Erhalt und zur angemessenen Weiterentwicklung ortstypischer Wohnstrukturen wird in-
nerhalb des Plangebietes eine Begrenzung der zulässigen Wohnungen pro Wohngebäude
dahingehend vorgenommen, wonach maximal 2 Wohnungen pro Wohngebäude zulässig sein
werden.

Diese Festsetzung steht in direkter Verbindung mit der Festsetzung der überbaubaren Flächen
als „Baukörper-Festsetzung“ im südlichen Plangebiet und den Festsetzungen zur Bauweise,
wonach in der offenen Bauweise nur Einzelhäuser zulässig sind sowie der Festsetzung einer
gestaffelten maximal zulässigen Grundfläche (GR max.).
Die Gemeinde Wattenbek geht davon aus, dass mit dieser Festsetzungskombination das vor-
genannte städtebauliche Ziel einer angemessenen Bebauungsdichte, bezogen auf das ge-
samte Plangebiet, erreicht werden kann.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft und zur Grünordnung:
(§ 1a Abs. 3 Satz 3 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 15, 20 und 25 BauGB)
Auf die ausführlichen Darlegungen und Erläuterungen zur Vermeidung, Minimierung und Kom-
pensation von Eingriffen in Natur und Landschaft im „Landschaftsplanerischen Fachbeitrag“
(s. Anlage zu dieser Begründung) wird an dieser Stelle verwiesen.
Die angestrebte Nachhaltigkeit zum Knick- und Gehölzerhalt soll für den Plangeltungsbereich
neben einer Festsetzung der Knicks und Gehölzstrukturen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 i.V.m. § 9
Abs. 1 Nr. 20 BauGB erreicht werden durch die Festsetzung von privaten Grünflächen nach
§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB mit vorgelagertem Saumstreifen von rund 3,0 m Breite, bezogen auf
den Wallfuß, der freizuhalten ist von jeglicher Bebauung und Nutzung, wobei die Versickerung
unbelasteten Oberflächenwassers möglich sein wird.
Zudem sollen die getroffenen Festsetzungen eine nachhaltige und ungestörte Entwicklung der
Knicks bzw. den „Wällen mit Gehölzen“ ermöglichen.

Örtliche Bauvorschriften:
(§ 86 LBO)
Im Sinne des „Einfügen und Weiterentwickeln“ in die umgebende Bebauungsstruktur werden
für die geplante Bebauung örtliche Bauvorschriften in Bezug auf die äußere Gestalt baulicher
Anlagen (z. B. Einfriedungen, befestigte Flächen, Dachneigung und Dachgeschosse und Stell-
platzschlüssel) gemäß § 86 Landesbauordnung (LBO`21) textlich nur insoweit festgesetzt, wie
sie zum Erhalt bzw. zur Neugestaltung des Ortsbildes erforderlich sind.
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Die Gemeinde Wattenbek lässt sich von der Wahrung einer angemessenen „Baufreiheit“ in
diesem Planungsfall leiten und beabsichtigt mit dem Planungsstand („Entwurfsplanung“) nicht,
zu sehr einschränkende Festsetzungen in Bezug auf die äußere Gestaltung baulicher Anlagen
und Grundstücksflächen vorzunehmen.

Die wesentlichen Regelungs- und Festsetzungserfordernisse zur Sicherung einer städtebau-
lich geordneten Entwicklung werden unter Einhaltung und Beachtung der äußeren Gegeben-
heiten eher in den Beschränkungen zum Maß der baulichen Nutzung (=> Bebauungsdichte)
und zur Höhe baulicher Anlagen, wie zuvor dargelegt, gesehen.

Anmerkung:
Im Hinblick auf eine älter werdende Bevölkerung und einer dementsprechenden Nachfrage
nach geeignetem Wohn- und Lebensraum möchte die Gemeinde Wattenbek die Grundstück-
seigentümer bzw. -erwerber für dieses Thema sensibilisieren und darauf aufmerksam machen,
im Rahmen der Hochbau- und Freiraumplanung schon jetzt an eine möglichst barrierefreie
Gestaltung innerhalb und außerhalb der Gebäude zu achten.
In § 3 LBO`21 SH wird darauf hingewiesen, dass „Bei der Planung, Errichtung, Änderung und
Nutzungsänderung baulicher Anlagen und der Gestaltung von Grundstücken ... auf den Schutz
der natürlichen Grundlagen des Lebens sowie auf die besonderen Belange von Familien mit
Kindern, von alten Menschen sowie Menschen mit Behinderung durch den Grundsatz barrie-
refreien Bauens Rücksicht zu nehmen (ist)“.
Darüber hinaus regelt der § 49 Abs. 3 LBO`21 SH, dass „Neu errichtete Stellplätze und Gara-
gen ... von den zugeordneten Gebäuden aus barrierefrei erreichbar sein (sollen). Stellplätze
für Wohnungen und bauliche Anlagen nach § 50 LBO`21 SH müssen in ausreichender Anzahl
barrierefrei sein“.
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7. Belange von Natur und Landschaft und des Artenschutzes
(§ 1a Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 BauGB i.V.m. § 13a BauGB)
Mit der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 wird eine Inanspruchnahme
von bisher nicht bebauten Flächen im Außenbereich nicht verbunden sein.
Das Plangebiet der 1. Änderung gliedert sich in einen bebauten Bereich im Norden an der
Straße „Pommernweg“ (s. auch Abb. 8a bis Abb. 8c) und in einen Garten- und Freiraumbe-
reich im Süden mit Ausrichtung zur Straße „Grüner Weg“ (s. Abb. 8c bis Abb. 8e).

Abb. 8a Wohnbebauung am „Pommernweg“ mit den Übergängen in die Gartenbereiche Abb. 8b

Abb. 8d rückwärtig gelegene Gartenbereiche zwischen „Pommernweg“ und „Grüner Weg“ Abb. 8e

Abb. 8c

(Quelle:
Amt

Bordesholm)
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Darüber hinaus werden Straßenflächen „Grüner Weg“ in den Planbereich einbezogen, die zur
Sicherstellung einer ordnungsgemäßen Grundstückserschließung und auch zur Darstellung
Knicks auf Teilflächen der Straße erforderlich sind (vgl. auch nachfolgende Abb. 9c und Abb.
9d).
Nach den §§ 14 und 15 BNatSchG sind bei Bauleitplänen, die Eingriffe in Natur und Landschaft
erwarten lassen, hinsichtlich des Belanges von Naturschutz und Landschaftspflege das Ver-
meidungsgebot und die Ausgleichs- und Ersatzpflicht zu berücksichtigen und darüber im Rah-
men der Gesamtabwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB abschließend zu entscheiden.
Mit der Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 ist zur Beurteilung der pla-
nungsrechtlich zu erwartenden Eingriffssituation unter Würdigung der schutzgutbezogen zu
ermittelnden und zu bewertenden Belangen des Umweltschutzes die Erstellung eines qualifi-
zierten Fachbeitrages im Rahmen eines „Landschaftsplanerischen Fachbeitrags“ als Eingriffs-
und Ausgleichsbilanzierung ausreichend (siehe auch als Anlage zu dieser Begründung).
Die Gemeinde Wattenbek verfolgt das Ziel, durch die Aufstellung der 1. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 12 für die rückwärtigen Grundstücksflächen der Grundstücke Pommernweg
Nr. 19 bis 35 eine grundstücksbezogene wohnbauliche Entwicklung planerisch einzuleiten und
planungsrechtlich zu gewährleisten, wobei der Zeitpunkt einer Realisierung dem jeweiligen
Grundstückseigentümer vorgehalten sein wird.
Aufgrund der baulichen Prägung des Plangebietes, die seitens des Kreises Rendsburg-
Eckernförde zu Beginn des Planaufstellungsverfahrens wie folgt beurteilt wurde

„Der B-Plan Nr. 12 wurde inzwischen weitestgehend vollzogen, d. h. die festgesetz-
ten Bauflächen wurden bebaut. Außerdem schließt sich unmittelbar südlich des Grü-
nen Weges weiterer Gebäudebestand an, sodass der gekennzeichnete Bereich
(Anmerkung: entspricht dem Plangeltungsbereich des Vorentwurfs) mit Ausnahme
seiner östlichen Flanke dreiseitig eingefasst wird, wenngleich das ausgewiesene
Neubaugebiet im Osten in Kürze für eine bauliche Begrenzung auch im Osten sor-
gen dürfte. Im vorliegenden Fall halte ich aus den vorgenannten Gründen § 13 a
BauGB jedoch für anwendbar und würde dies im Rahmen einer förmlichen Beteili-
gung auch so vertreten.“ (Regionalplanung des Kreises Rendsburg-Eckernförde
vom 20.04.2022)

ergeben sich unter Anwendung des § 13a BauGB („Bebauungsplan der Innenentwicklung“)
keine „naturschutzrechtlichen“ Eingriffe in Natur und Landschaft, so dass keine Kompensati-
onsmaßnahmen hierfür erforderlich werden bzw. nach dem allgemeinen Städtebaurecht
(BauGB) begründet sind. Eingriffe, die aufgrund der Aufstellung des Bebauungsplans zu er-
warten sind, gelten als im Sinne des § 1a Absatz 3 Satz 6 BauGB vor der planerischen Ent-
scheidung erfolgt oder zulässig.
Davon ausgenommen sind die artenschutzfachlichen und -rechtlichen Belange nach dem
BNatSchG, die in der Bauleitplanung grundsätzlich zu berücksichtigen sind. Insbesondere ist
die Frage zu klären und darzulegen, ob und ggf. in welchem Maße geschützte Biotope nach
§ 30 BNatSchG bzw. nach § 21 LNatSchG durch die Planung betroffen sind oder sein könnten.
Hierzu erfolgt die Erstellung des „Landschaftsplanerischen Fachbeitrags“ (s. Anlage zur Be-
gründung), dessen Ergebnisse nunmehr in den „Entwurf“ planzeichnerisch und textlich Ein-
gang gefunden haben.
Entsprechend dem Vorangestellten ist aufgrund der Planaufstellung nach § 13a BauGB ein
Umweltbericht nicht erforderlich.
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Maßnahmen der Grünordnung und der Landschaftspflege, die dazu dienen, die zu erwarten-
den Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts oder die Erhaltung und die
Neugestaltung des Landschaftsbildes auf den Grundstücken, auf denen die Eingriffe zu erwar-
ten sind, oder im sonstigen Geltungsbereich des Bebauungsplanes zu mindern oder auszu-
gleichen, werden, soweit hierfür eine städtebaulich begründete Rechtsgrundlage nach § 9 Abs.
1 BauGB bzw. nach § 86 LBO besteht, planzeichnerisch und/oder textlich festgesetzt.
Ansonsten erfolgt eine Übernahme in die Begründung als Empfehlung bzw. Hinweis an die
privaten Grundstückseigentümer zur eigenverantwortlichen Beachtung.

Die Knicks „1“ und „2“ (s. auch nachstehende Abb. 8f) werden durch die geplante Herstellung
von Grundstückszufahrten und die dichter an die verbleibenden Knicks rückenden Bebauun-
gen mit einer intensiveren Garten- und/oder wohnbaulichen Nutzung betroffen sein.
Von zusätzlichen Beeinträchtigungen wird der Knickabschnitt auf den Grundstücksflächen
Pommernweg Nr. 37 ausgenommen sein, da hier kein zusätzliches Baufenster und/oder Zu-
fahrt geplant wird und auch nicht zulässig sein wird.
Im Plangebiet entfallende Knickabschnitte sind entsprechend Ziffer 5.2.1 des Erlasses des
MELUlR vom 20.17.2017 „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ im Verhältnis 1:2
(Verlust : Neuanlage) durch eine Knickneuanlage auszugleichen sein.

Die innerhalb des Plangebiets verbleibende Knickabschnitte werden mit Ausnahme von
Grundstück Pommernweg Nr. 37 als „Wall mit Gehölzbewuchs“ innerhalb einer privaten Grün-
fläche nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festgesetzt (s. auch
nachfolgende Abb. 8g) und somit „entwidmet“ mit der Folge des Entfallens des Status als
gesetzlich geschütztes Biotop.
Für diese zu erhaltenden „Wälle mit Gehölzbewuchs“ ist gemäß Ziffer 5.2.2 des Erlasses des
MELUlR vom 20.17.2017 „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ ein Ausgleich im
Verhältnis 1:1 (Verlust : Neuanlage) nachzuweisen.
Auch die am „Grüner Weg“ vorhandenen und zu erhaltenden Hecken werden innerhalb von
privaten Grünflächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB festge-
setzt und ortsplanerisch den Wällen mit Gehölzbewuchs gleichgestellt.

Abb. 8f (Quelle: Günther & Pollok, 03.04.2024)
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Maßnahmen zur Kompensation der Knickverluste:
Entsprechend der qualifizierten Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung des landschaftsplanerischen
Fachbeitrags entsteht durch Knickentwidmungen und Knickverluste das Erfordernis von 104
m Knickneuanlage.
Hierfür geeignete Stellen konnten von der Gemeinde Wattenbek nicht zur Verfügung gestellt
werden. Die Kompensation erfolgt daher durch die Zuordnung von 104 m Knicklänge bzw. 104
„Ökopunkten-Knick“. Das im Naturraum des Ostholsteinischen Hügellandes liegende Knick-
Ökokonto wird beim Kreis Rendsburg-Eckernförde unter dem Aktenzeichen 67.20.34-78 (Frie-
densthal) geführt. Ein entsprechender Überlassungsvertrag wurde durch die Gemeinde Wat-
tenbek geschlossen. Von Seiten der Unteren Naturschutzbehörde des Kreises Rendsburg-
Eckernförde wurde per Email vom 13.02.2025 mitgeteilt, dass gegen den Vertrag und die Kom-
pensationszuordnung keine Bedenken bestehen. Die entstehenden Kompensationserforder-
nisse werden somit vollständig abgegolten.

Zusätzlich sollen entlang des Grünen Wegs bisherige Knicklücken durch die Herstellung von
Erdwällen mit Gehölzpflanzungen innerhalb der festgesetzten privaten Grünflächen nach § 9
Abs. 1 Nr. 15 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB so geschlossen werden, dass eine
durchgehende Gestaltung entlang des öffentlichen Straßenraums „Grüner Weg“ entsteht bzw.
wiederhergestellt wird.
Ansonsten ist im Zusammenhang mit der gemeindlichen Planung zur Kenntnis zu nehmen,
dass

o Waldflächen im oder am Plangebiet nicht vorhanden sind,
o im Plangebiet keine Vorkommen von besonders geschützten Pflanzenarten mit einer

Relevanz für die Planung und von Pflanzen nach § 7 BNatSchG bekannt und aufgrund
der Nutzungsstruktur auch nicht zu erwarten sind,

o vom LLUR in der Auskunft vom 25.11.2019 keine Pflanzen- oder Biotopvorkommen mit
einer Relevanz für die Planung eingestellt wurden,

o ein EU-Vogelschutzgebiet mit dafür zu schützenden Lebensräumen innerhalb einer re-
levanten Nähe nicht vorhanden ist,

o ein Schutzgebiet gemäß §§ 23 bis 29 BNatSchG im und am Plangebiet nicht vorhanden
ist und

o das FFH-Gebiet DE 1725-392 „Gebiet der Oberen Eider incl. Seen“ ca. 500 m östlich
des Grünen Wegs bzw. ca. 250 bis 300 m östlich des Plangebiets bei Trennung durch
weitere Ackerflächen liegt.

Abb. 8g(Quelle: BIS·S, 04.06.2024 / 21.05.2025)
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Aufgrund der Entfernung zur Eider und der Biotop sowie der Nutzungsstruktur des Plan-
gebiets ist eine Betroffenheit der für das FFH-Gebiet genannten Lebensraumtypen der
Erhaltungsgegenstände nicht zu erwarten.

Hinweise und Empfehlungen
an die privaten Grundstückseigentümer:
Entsprechend den grünordnerischen Zielsetzungen und den Maßnahmen zur Vermeidung und
Minimierung von Eingriffen in die Schutzgüter werden folgende Hinweise und Empfehlungen
für die Umsetzung der Vorhaben an die privaten Grundstückseigentümer geben:
 Zur Erhaltung von Bäumen und Gehölzen sind grundsätzlich Maßnahmen zur Minimierung

und Vermeidung von Eingriffen nach der DIN18 920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbe-
ständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ und der R SBB „Schutz von Bäu-
men, Vegetationsflächen und Tieren bei Baumaßnahmen“ sowie der ZTV-Baumpflege „Zu-
sätzliche Technische Vertragsbedingungen und Richtlinien für Baumpflege“ umzusetzen,
um die Voraussetzungen für eine Erhaltung der Bäume und Gehölze zu schaffen.

 Die Grün- und Freiflächen und gärtnerisch zu gestaltenden Bereiche, die nicht für eine
bauliche und sonstige Nutzung vorgesehen bzw. zulässig sind, sollten naturbetont gepflegt
werden, z. B. durch das Zulassen von Spontanwuchs, den Verzicht auf häufiges Mähen
und den Verzicht auf Biozide und mineralische Dünger.

 Bei der Gestaltung der privaten Freiflächen ist auf das Anpflanzen von Ziergehölzen oder
Zierblumen mit erhöhtem Verwilderungspotential zu verzichten. Pflanzenarten, die als in-
vasive Neophyten gelten, dürfen nach der EU VO Nr. 1143/2014 keine Verwendung finden.

 Auffangen des anfallenden Niederschlagswasser auf den privaten Grundstücksflächen
und ggf. Nutzung als Brauchwasser oder zur Bewässerung der Freiflächen soweit es nicht
zur Versickerung oder zur Verdunstung gebracht werden kann.

 Für die Ausleuchtung von Grundstückszufahrten und Stellplatzflächen sowie Gartenberei-
che sollten LED- oder Natriumdampf-Hochdrucklampen bzw. ähnliche insektenfreundliche
Leuchtmittel verwendet werden, wobei die Lichtlenkung ausschließlich in die Bereiche er-
folgen sollte, die künstlich beleuchtet werden müssen, sodass die Beleuchtung zu den
Garten- und Freiflächen und zu den Knicks abzuschirmen und zudem staubdicht auszu-
bilden ist.

Hinweise zu
Maßnahmen zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung:
Die Auswirkungen auf das örtliche Klima können durch Maßnahmen beeinflusst werden, die
im unmittelbaren Zusammenhang mit der wohnbaulichen Nachverdichtung stehen und dem-
entsprechend auch ein zu betrachtender Belang in der Bebauungsplanung darstellen.
Die Maßnahmen vor Ort können zum Zeitpunkt der „Vorentwurfsplanung“ hier nachfolgend
zunächst wie folgt benannt werden:
 Die Verlegung einer Gasleitung im Zuge des Ausbaus „Grüner Weg“ wurde nicht

vorgenommen, so dass für die rückwärtige Wohnnutzung die Nutzung fossiler
Brennstoffe eingeschränkt wird.

 Vollständige Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers auf den privaten
Grundstücksflächen.

 Minimierung der Eingriffe in die Knickstruktur und Erhalt vorhandener Knicks und
Erdwällen mit Gehölzen mit Saumstreifen außerhalb der Grundstückszufahrten.
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 Ausweisung von privaten Grünflächen mit der Zweckbestimmung „Knick- und
Wallschutzstreifen“.

 Baumpflanzungen tragen zur Verbesserung des Kleinklimas bei (=> Vergleichmäßig-
ung durch Beschattung, Schutz vor Über-hitzung, Staubbindung, Luftfeuchtigkeitsaus-
gleich).

 Dachflächen können mit Gründächern versehen werden (ergänzende Dämmwirkung,
Minderung der Temperaturschwankungen und Vergleichmäßigung der Luftfeuchtigkeit)

 Dachflächen können mit Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie ausgestattet
werden (Photovoltaik, Solarthermie), wodurch ein weiterer Beitrag zur Reduzierung
der Energiegewinnung aus fossilen Energieträgern geleistet wird,

 Weiterhin wird der Einsatz von natürlichen, nachhaltigen Baustoffen empfohlen. Beton
mit oder ohne Stahlarmierung ist um ein Vielfaches schädlicher für die Klimabilanz als
zum Beispiel Kalksandsteine oder Holz. Sowohl der Beton als auch der Stahl sind
hochgradig treibhausgasrelevant. Beton besteht zu großen Teilen aus Zement. Dieser
kommt in der Natur nicht vor und muss in Werken gebrannt werden. Dabei entweicht
Kohlenstoff. Sowohl bei Stahl als auch bei Zement sind die Abfallprodukte Kohlendioxid
und andere Treibhausgase wie Methan und Lachgas, die noch klimarelevanter sind als
CO2.

 Eine kompakte Bauform mit einem niedrigen A/V Verhältnisses (Oberfläche-zu-Volumen
-Verhältnis) ist empfehlenswert. Je kleiner das A/V-Verhältnis ist, umso geringer ist der
Energiebedarf. Eine verdichtete Bauform mit Flach-, Pult- oder Satteldach und geringen
Vor- und Rücksprüngen der Außenfläche ermöglichen einen geringen Energiebedarf.

 Wintergärten sollten nicht beheizbar sein, aber so in die Gebäudearchitektur integriert
werden, dass insbesondere in Frühjahr und Herbst die unter dem Glas entstehende
Wärme für die Wohnräume genutzt werden kann.

Vorstehende Erläuterungen sollen an dieser Stelle aufzeigen, dass die Gemeinde Wattenbek
mit der Planung und bereits mit der „Entwurfsplanung“ eine Vielzahl von Festsetzungen und
Regelungen getroffen hat, um dem Klimaschutz und der mit der vorgenommenen Planung
einhergehenden Versiegelung Rechnung zu tragen, um so auch den privaten Bewohnerinnen
und Bewohnern im Sinne des § 13 Bundes Klimaschutgesetz ein Vorbild sein zu können.
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8. Immissionsschutz
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Die Gemeinde Wattenbek geht aufgrund der das Plangebiet umgebenen Wohnbebauungen
davon aus, dass die geplanten Wohnnutzungen am „Grüner Weg“ aufgrund der innerörtlichen
Lage des Plangebiets und der geringen Verkehrsbelastung auf dem „Grüner Weg“ hinreichend
gegenüber einem möglichen Verkehrslärm auf den Gemeindestraßen geschützt sind.
Zudem führen die Anforderungen an den Wärmeschutz (Isolierverglasung) bereits zu einer
wesentlichen Abschirmung der Innenräume vor den äußeren Geräuscheinflüssen, so dass zu-
sätzliche Maßnahmen nicht erforderlich werden und durch die Gebäudestellung bzw. Grund-
rissgestaltung ggf. im Einzelfall weiterführend optimiert werden können.

9. Verkehr
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

9.1 Anbindung an das öffentliche Straßennetz
Die Anbindung der für eine Bebauung vorgesehenen rückwärtigen Grundstücksflächen Pom-
mernweg Nr. 19 bis Nr. 37 soll im Süden von der Gemeindestraße „Grüner Weg“ grundstücks-
bezogen erfolgen.
Die Anbindung an das überörtliche Straßennetz erfolgt über „Grüner Weg“ mi Anbindung an
die „Schulstraße“, weiter über die Brügger Chaussee und die Landesstraße L 49 an das Auto-
bahndreieck Bordesholm (A7).

9.2 Äußere Erschließung
Die vorhandene Bebauung im Norden des Plangebiets wird grundstücksbezogen über die Ge-
meindestraße „Pommernweg“ erschlossen.
Die geplante Bebauung im Süden des Plangebiets erfolgt von der Gemeindestraße „Grüner
Weg“ aus, die im Zuge der Realisierung des Bebauungsplanes Nr. 16 ausgebaut worden ist.
Auf den heutigen Ausbauzustand „Grüner Weg“ (s. auch nachfolgende Abb. 9a und Abb. 9b)
ist im Zuge der jeweiligen grundstücksbezogenen Erschließung zu achten.

(Quelle: BN Umwelt GmbH, 29.11.2021) Abb. 9a
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Äußere Erschließungsmaßnahmen sind in Verbindung mit diesem Änderungsverfahren nicht
mehr erforderlich.
Die Gemeindestraße „Grüner Weg“ wurde in 2021 in den Geltungsbereich des Bebauungs-
plans Nr. 16 „Grüner Weg“ aufgenommen (s. auch nachstehende Abb. 9c), da in östlicher
Verlängerung der Straße ein neues Wohngebiet erschlossen werden sollte und zwischenzeit-
lich auch erschlossen worden ist. Gleiches gilt für den erfolgten Ausbau „Grüner Weg“.

Für den Abschnitt „Grüner Weg“ im Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 12 (siehe hierzu auch nachfolgende Abb. 9d) sind im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr.
16 einige Bäume, die zum Zeitpunkt des Planaufstellungsverfahrens in den Straßenraum hin-
einragten, dargestellt und bei Flurstück 25/13 (Pommernweg Nr. 19) ein Knick festgesetzt,
soweit dieser innerhalb der Straßenverkehrsfläche zu liegen kam, denn der Plangeltungsbe-
reich des Bebauungsplanes Nr. 16 beschränkte sich auf die Grundstücksparzelle „Grüner
Weg“.
Im Zuge der Planaufstellung des Bebauungsplanes Nr. 16 wurde auf eine Einbeziehung rück-
wärtiger Grundstücksflächen am „Grüner Weg“ verzichtet.
Da nun diese rückwärtigen Grundstücksflächen von der Straße „Grüner Weg“ aus erschlossen
und die Grundstückszufahrten planzeichnerisch festgesetzt werden sollen, ist die Einbezie-
hung der Straßenflächen in den Plangeltungsbereich für diesen Bereich (s. auch nachfolgende
Abb. 9d) erforderlich.

Abb. 9b(Quelle: BN Umwelt GmbH, 29.11.2021)

Abb. 9c(Quelle: BIS·S, 24.08.2021)
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Im Bebauungsplan erfolgt in der Planzeichnung (Teil A) eine Festsetzung dieser Verkehrsflä-
chen nach § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB.

9.3 Stellplatznachweis und sonstige Maßnahmen
Die Anzahl notwendiger Stellplätze ist gemäß Landesbauordnung auf den privaten Grundstü-
cken nachzuweisen.
Die Einhaltung der höchstzulässigen Grundfläche für Stellplätze, Carports, und Garagen mit
deren Zufahrten und Nebenanlagen, wie es planungsrechtlich im Text (Teil B) des Bebauungs-
planes festgesetzt ist, obliegt dem Nachweis im jeweiligen Bauantragsverfahren.

Die Gemeinde Wattenbek wird im Zuge dieses Planaufstellungsverfahrens (vor dem Sat-
zungsbeschluss) abschließend von der Möglichkeit, nach § 86 der LBO die Anzahl von auf
privaten Grundstücken nachzuweisenden Stellplätzen, Gebrauch machen und eine entspre-
chende Vorschrift in die B-Plan-Satzung aufnehmen.
Im „Vorentwurf“ wurde die Anzahl der nachzuweisenden Stellplätze mit 2,0 je realisierte
Wohneinheit (WE) als örtliche Bauvorschrift vorgegeben. Dies erscheint Aufgrund der beson-
deren Planungssituation einer Bebauung rückwärtiger Grundstücksteilflächen, der teilweise
schmalen Grundstücksbreite und der örtlichen Geländesituation und in der praktischen Um-
setzung jedoch kritisch bzw. kaum erfüllbar.
Für den „Entwurf“ soll die örtliche Bauvorschrift dahingehend geändert werden, dass je reali-
sierte Wohneinheit über 65 m² Wohnfläche zwei Stellplätze nachzuweisen sind. Je realisierte
Wohneinheit bis einschließlich 65 m² Wohnfläche ist ein Stellplatz herzustellen.
Der Stellplatznachweis ist auf dem betroffenen privaten Grundstück zu führen.

10. Ver- und Entsorgung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)
Die Baugrundstücke innerhalb des Plangebiets werden an das vorhandene Leitungsnetz im
Bereich der angrenzenden Wohnbebauung „Pommernweg“ angeschlossen.

10.1 Schmutzwasserentsorgung
Die Schmutzwasserentsorgung wird in der Gemeinde Wattenbek durch den Abwasserzweck-
verband Bordesholm geregelt. Die Mehrbelastungen aus Schmutzfracht und Mehrabfluss
durch die neuen Baugrundstücke können durch die Ortsentwässerung und die ortsnahe Klär-
anlage in der Nachbargemeinde Reesdorf aufgenommen werden.

Abb. 9d(Quelle: BIS·S, 04.06.2024 / 21.05.2025)
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Alle Grundstücksteilflächen, die aufgrund einer Bestandssituation noch nicht angeschlossen
sind, sind mit Anschluss- und Benutzungszwang an die zentrale Ortsentwässerung anzu-
schließen.
Grundsätzlich ist der jeweilige Grundstückseigentümer der bisher nicht bebauten Grund-
stücksteilflächen, die für eine Bebauung nunmehr vorgesehen sind, verpflichtet, entsprechend
der jeweiligen Höhensituation, den Anschluss an das örtliche Schmutzwassernetz sicherzu-
stellen.

10.2 Frischwasserversorgung
Die bebauten Bereiche sind und die zur Bebauung vorgesehenen Bereiche des Plangebiets
werden an die örtliche Frischwasserversorgung der Gemeindewerke Wattenbek mit An-
schluss- und Benutzungszwang für alle Grundstücke angeschlossen.

10.3 Regenwasserentsorgung
In der Gemeinde Wattenbek wird ein Trennsystem betrieben. In der Generalentwässerungs-
planung der Gemeinde ist die Plangebietsfläche in Bezug auf die Regenwasserentsorgung
nicht als bebaubare Fläche berücksichtigt worden.
Grundsätzlich ist bei der Entsorgung von Regenwasser zu prüfen, ob eine Versickerung im
Plangebiet möglich ist.

Aufgrund der vorliegenden Bodenverhältnisse (ehem. Kiesabbaufläche) ist für das gesamte
Plangebiet die vollständige Versickerung des anfallenden Oberflächenwassers von Dach- und
Zufahrts- und Wegeflächen für die Privatgrundstücke geplant. Grundsätzlich ist dadurch ein
Anschluss an das öffentliche Entwässerungsnetz nicht erforderlich.
Das für diese Maßnahme der Innenentwicklung zugrunde liegende Regenwasserentwässe-
rungskonzept umfasst ausgehend von der Vorentwurfsplanung für den „Entwurf“ folgende De-
tails, die unter Berücksichtigung der Stellungnahme der unteren Wasserbehörde des Kreises
Rendsburg-Eckernförde weitergehend konkretisiert wurden:
 Für die privaten Bereiche, die heute noch nicht bebaut sind, also im rückwärtigen Grund-

stücksbereich am „Grüner Weg“, ist vorgesehen, den üblichen Nachweis der Versicke-
rungsanlagen für ein 5-jährliches Regenereignis zu fordern. Die privaten Zufahrtsberei-
che sollten teils gepflastert und teils mit Befestigungen z.B. aus Rasenwabenplatten vor-
gesehen werden, um eine vollständige Flächenversickerung auch in diesen Bereichen
erreichen zu können.

 Die Auslegung der Regenwasserversickerung hat nach den einschlägigen Merkblättern
der DWA (Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.) in der
jeweils aktuellen Fassung zu erfolgen.
Der Nachweis ist im Rahmen des bauaufsichtlichen Verfahrens durch den Antragsteller
zu führen.

 Durch die Vorgabe „vollständige Versickerung des Plangebietes“ wird die Gemeinde
Wattenbek die Pflicht und Art zur Abwasserbeseitigung festschreiben.
Nach § 44 Abs. 4 LWG Schleswig-Holstein, kann die Satzungsregelung als Festsetzung
in den Bebauungsplan aufgenommen werden. Wird keine Festsetzung im Bebauungs-
plan aufgenommen, könnte im äußersten Fall ein Grundstückseigentümer sein Oberflä-
chenwasser über einen Kanal ableiten wollen und die Gemeinde Wattenbek stünde dann
in der Pflicht der Abwasserbeseitigung.
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 Die Gemeinde Wattenbek wird in die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 eine
planungsrechtliche Festsetzung derart aufnehmen, wonach das unbelastete Ober-
flächenwasser auf den privaten Grundstücken zur Versickerung zu bringen ist.

Die untere Wasserbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde weist in ihrer Stellungnahme
vom 02.09.2024 darauf hin, dass

 gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie und des Erlasses A-RW 1 vom 10.10.2019 bei der
Flächennutzungs- und Bebauungsplanaufstellung besonderes Augenmerk auf die Nieder-
schlagswasserbeseitigung zu richten ist. Dabei ist zu beachten, dass der natürliche Was-
serhaushalt der potentiell natürlichen Ursprungsflächen als Versickerung, Verdunstung
und Abfluss in ein Oberflächengewässer nicht relevant verändert werden darf.

 Das bedeutet, dass der Oberflächenabfluss von zu befestigenden Flächen auf den land-
wirtschaftlichen Abfluss vermindert und die Versickerung und insbesondere die Verduns-
tung auf dem Grundstück bzw. im Bebauungsplangebiet gegenüber den bisherigen kon-
ventionellen Planungen erhöht werden müssen.

 Dazu ist eine Berechnung der Verhältnisse mit dem Berechnungsprogramm A-RW 1 des
Landesamtes (ehem. LLUR) durchzuführen und der UWB vor Rechtskrafterlangung der
Bauleitplanung vorzulegen. Die Randbedingungen (GRZ, Gründächer, Versickerungsflä-
chen) sind im Bebauungsplan festzulegen.

 Um die geplante vollständige Versickerung prüfen zu können ist im Rahmen der Planung
eine Boden- und Baugrunduntersuchung vorzulegen.

Kerngedanke der o.g. Vorschrift ist dabei der Erhalt des potenziell naturnahen Wasserhaus-
haltes, so dass die hydrologischen und hydraulischen Auswirkungen auf den ökologischen
Zustand in Fließgewässern durch urbane Regenwassereinleitungen gering sind. Auch sollen
Veränderungen der Grundwasserstände durch Bebauungen vermieden werden.

Je nach Größe der Abweichung vom potenziell naturnahen Wasserhaushalt gilt der Wasser-
haushalt durch den baulichen Eingriff als „weitgehend natürlich erhalten“ oder „deutlich bzw.
extrem geschädigt“ (Fall 1 - 3).
Demzufolge sind die Eingriffe durch die Bebauung soweit wie möglich durch Vorgaben für die
Niederschlagswasserbeseitigung (Versickerung usw.) in den Festsetzungen der Bauleitpla-
nung zu minimieren.

Die Gemeinde Wattenbek hat unter Berücksichtigung der vorangestellten Hinweise der unte-
ren Wasserbehörde des Kreises Rendsburg-Eckern zunächst eine Baugrundbeurteilung (s.
auch als Anlage zu dieser Begründung) vornehmen lassen und dann einen „Wasserwirtschaft-
lichen Fachbeitrag“ als Nachweis zu den Anforderungen an die Wasserhaushaltsbilanz nach
„A-RW-1“ (s. ebenso als Anlage zu dieser Begründung) erstellen lassen.

Danach ergeben sich folgende Maßnahmen zur Reduzierung der Beeinträchtigungen:

Bestandbebauung Bereich WA1:
 Aufgrund des baulichen Bestandes sind keine Änderungen / Vorgaben über das pla-

nungsrechtliche Maß des Ursprungs-Bebauungsplanes Nr. 12 geplant, wobei
- auch für die Bestandsbebauung gilt, dass das auf den privaten Grundstücksflächen

sowie deren Zufahrten anfallende Niederschlagswasser und das Dachflächenwasser
schadlos auf den privaten Grundstücksflächen zur Versickerung zu bringen ist.
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Neubebauung Bereich WA 2:

 Eine Erhöhung der Verdunstungsrate kann und soll durch die Festsetzung / Umsetzung
von folgenden Pflanz- und Erhaltungsmaßnahmen erreicht werden:
- weitestgehender Erhalt der vorhandenen Knickstrecken am östlichen und südlichen

Plangebietsrand und
- Reduzierung der Knickdurchbrüche auf insgesamt nur 14 m durch Nutzung vorhan-

dener Zufahrten / Zuwegungen,
- Erhalt der entwidmeten Knicks als „Wälle mit Gehölzbewuchs“,
- Anlage von Grünflächen in Verbindung mit den Knickabschnitten / Wällen mit Gehölz-

bewuchs und Hecken,

 Zur Förderung einer naturnahen Gestaltung der Gärten, insbesondere der Vorgarten-
zone ist die Anlage eines „modernen, unkrautfreien und vermeidlich pflegeleichten
Schottergartens“ untersagt. Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind gem. § 8
Abs. 1 LBO, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt werden, gärt-
nerisch anzulegen und zu begrünen.

 Auf den privaten Grundstücksflächen der Neubebauung mit den Teilgebieten WA 2a bis
WA 2d sind Stellplätze, Zufahrten und Wege in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau
herzustellen.

 Das innerhalb des Plangebietes auf den privaten Grundstücksflächen sowie deren Zu-
fahrten anfallende Niederschlagswasser und das Dachflächenwasser ist schadlos auf
den privaten Grundstücksflächen zur Versickerung zu bringen.

- Der restliche Abfluss ist vor Versickerung (Sickerschacht) über eine dezentrale Be-
handlungsanlage mit allgemeiner bauaufsichtlicher Zulassung DIBt zu leiten. Hier bie-
ten sich entsprechende Reinigungsabläufe oder substratgefüllte Abflussrinnen an. Al-
ternativ Sickerschacht Typ B mit vorgeschaltetem Absetzschacht.

10.4 Telekommunikation
Grundsätzlich ist z.B. zugunsten der Deutschen Telekom oder eines anderen Anbieters darauf
zu achten, dass geeignete und ausreichend dimensionierte Trassen mit einer Leitungszone in
einer Breite von ca. 0,30 m für die Unterbringung der Telekommunikationslinien im Bereich
der Grundstückszufahrten der geplanten Bebauung vorgesehen werden.
Für die evtl. erforderliche Einrichtung von Glasfaserinfrastrukturen in den Gebäuden innerhalb
des Plangebiets sollten Leerrohre vorgehalten werden.
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das Merkblatt über „Baumstandorte und unterirdi-
sche Ver- und Entsorgungsanlagen“ der Forschungsanstalt für Straßen- und Verkehrswesen,
Ausgabe 08.1989, zu beachten.

10.5 Strom- und Wärmeversorgung
Vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklung in der Gasversorgung und den bundesrechtli-
chen Vorgaben zur Energiewende hat die Gemeinde Wattenbek im Zuge des Ausbaus „Grüner
Weg“ entschieden, keine Gasversorgung in der Straße zu verlegen und somit auch nicht für
den südlichen Bereich des Plangebiet vorzusehen.
Die Wärmeerzeugung im Bereich des Neubaus wird seitens der privaten Grundstückseigen-
tümer nunmehr in der Regel über regenerative Energien (Wärmepumpen etc.) erfolgen.
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Bestehende Versorgungsleitungen müssen bei der grundstücksbezogenen Erschließung (Ein-
zelgrundstückszufahrt) am „Grüner Weg“ berücksichtigt werden, wie z.B. der Kabelschrank im
Bereich der Einmündung Herrmann-Bernd-Straße vor Grundstück Pommernweg Nr. 25 (s.
auch nachfolgende Abb. 10a vom 24.11.2022, rechts im Bild der Schaltschrank).
In diesem Bereich ist eine gemeinsame Grundstückszufahrt mit Grundstück Pommernweg Nr.
27 (s. auch nachfolgende Abb. 10b) vorgesehen, die aufgrund des erfolgten Ausbaus „Grüner
Weg“ nicht anders vorgenommen werden kann.
Bei Durchführung der Arbeiten ist die Richtlinie zum Schutz unterirdischer Versorgungsleitun-
gen der Schleswig-Holstein Netz AG zu beachten.
Der koordinierte Leistungsplan, der im Zuge des Ausbaus „Grüner Weg“ im Rahmen der Re-
alisierung des Bebauungsplanes Nr. 16 erstellt worden ist, ist zu beachten.

Die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern im Bereich der Leitungstrassen ist mit dem Ver-
sorgungsträger abzustimmen. Das direkte Bepflanzen von Energietrassen sollte grundsätzlich
vermieden werden.

Abb. 10b

Abb. 10a

(Quelle: BIS·S, 21.05.2025)

(Quelle: Torresin & Partner, 24.11.2022)
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10.6 Medienversorgung
Die Versorgung mit Breitband kann durch die Stadtwerke Neumünster sichergestellt werden.
Es können aber auch andere Anbieter wie die Telekom diese Leistungen vor Ort übernehmen.

10.7 Abfallbeseitigung
Die Abfallbeseitigung ist Aufgabe des Kreises Rendsburg-Eckernförde und wird zentral mit
Anschluss- und Benutzungszwang für das Plangebiet geregelt. Die Abfälle sind innerhalb des
Plangebiets in festen Behältern zu sammeln und am Tage der Abfuhr an die öffentliche Ver-
kehrsfläche zu stellen.
Die Anforderungen an die von Müllfahrzeugen befahrenen Straßen, hier „Grüner Weg“ und
„Pommernweg“ sind vorhanden und werden derzeit und fortlaufend von der Müllabfuhr / den
Entsorgungsfahrzeugen genutzt ohne das hiermit Unfallrisiken verbunden wären.

Bodenschwellen sind beim Ausbau „Grüner Weg“ in Form von flächenhaften Aufpflasterungen
vorgenommen worden, um die besonderen örtlichen Gegebenheiten hierdurch hervorheben
und zugleich die Fahrgeschwindigkeit reduzieren zu können. Die flächenhaften Aufpflasterun-
gen können von den Müllfahrzeugen in gleicher Weise wie von Kraftfahrzeugen problemlos
überfahren werden.

11. Brandschutz
Der aktive Brandschutz wird sichergestellt durch die Freiwillige Feuerwehr der Gemeinde Wat-
tenbek und durch die Feuerwehren der Nachbargemeinden in Form der nachbarschaftlichen
Löschhilfe.
Die Löschwasserversorgung ist durch die Entnahme aus dem Trinkwassernetz gesichert. Es
können 48 m³/h zur Verfügung gestellt werden.
Die erforderlichen Hydrantenabstände und die Bereitstellung von Löschwasser mit der erfor-
derlichen Leistung aus der zentralen Frischwasserversorgung entsprechend den technischen
Anforderungen nach Arbeitsblatt DVGW-W-405 und nach Maßgabe des Erlasses des Innen-
ministeriums vom 30.08.2010 (IV-334-166-701.400) sind, sofern erforderlich, von der Ge-
meinde Wattenbek darzustellen sein.
Aufgrund der den Planbereich umgebenden baulichen Bestandssituation und des Vorha-
bencharakters einer kleinen wohnbaulichen Maßnahme der „Innenentwicklung“ ist keine
grundsätzliche Veränderung der bisherigen Situation zum vorbeugenden Brandschutz verbun-
den, so dass kein zusätzlicher Regelungsbedarf seitens der Gemeinde Wattenbek besteht
bzw. zu erkennen ist.
Die Feuerwehrzufahrt ist grundsätzlich durch die Gemeindestraße „Pommernweg“ im Norden
und durch „Grüner Weg“ im Süden des Plangebiets als gesichert anzunehmen.

12. Erschließung und Maßnahmen zur Verwirklichung der 1. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 12 „Pommernweg“
Das Straßen- und Versorgungsnetz ist als äußere Erschließung mit den Gemeindestraßen
„Pommernweg“ im Norden und dem „Grüner Weg“ im Süden vorhanden.
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Die vorhandene Wohnbebauung im Norden des Plangebiets ist durch Einzelzufahrten vom
„Pommernweg“ grundstücksbezogen erschlossen. Durch dieses Änderungsverfahren werden
keine Maßnahmen an der Gemeindestraße „Pommernweg“ ursächlich ausgelöst.
Die geplante Bebauung im Süden des Plangebiets wird ebenfalls durch Einzelzufahrten an
den planzeichnerisch festgesetzten Stellen vom „Grüner Weg“ aus grundstücksbezogen zu
erschließen sein. Die grundstücksbezogene Erschließung der geplanten Baugrundstücke wird
nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik durch den jeweiligen Grundstückseigen-
tümer in Abstimmung mit der Gemeinde herzustellen sein.

13. Nachrichtliche Übernahme

13.1 Knicks (§ 21 LNatSchG)
Die innerhalb des Plangebiets vorhandenen Knicks sind nach § 21 LNatSchG geschützt. Alle
Maßnahmen, die zu einer erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung dieser geschützten
Landschaftsbestandteile führen, sind verboten.
Pflegemaßnahmen („auf den Stock setzen“) sind entsprechend den gesetzlichen Regelungen
des Landesnaturschutzgesetzes durch den jeweiligen Grundstückseigentümer fachgerecht
auszuführen.
Die am östlichen und südlichen Rand des Plangebiets vorhandenen Knickabschnitte werden
entsprechend des Erlasses „Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz“ vom 20.01.2017
durch Herstellung von Grundstückszufahrten in Teilabschnitten betroffen sein und die Auswir-
kungen infolge der künftigen wohnbaulichen Nutzung werden die ökologischen Funktionen der
Knicks vornehmlich im südlichen und auch im südöstlichen Bereich des Plangebiets erheblich
stören.

(Quelle: Günther & Pollok, 30.04.2025)Abb. 11
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Gemäß Ziffer 5.2.1 des Knickerlasses sind Knickverluste in doppelter Länge auszugleichen.
Entwidmete, aber dennoch verbleibende und aufgrund der Lage in Grünflächen „gestörte“ /
beeinträchtigte Knicks sind im Verhältnis 1:1 (Eingriff : Neuanlage) auszugleichen.
Die im Plangebiet zu erhaltenen Knicks (vgl. hierzu die Ausführungen im „Landschaftsplaneri-
schen Fachbeitrag“ als Anlage zu dieser Begründung und siehe auch vorangestellte Abb. 11)
sollen mit Ausnahme des Knicks auf dem Grundstück Pommernweg Nr. 37, als „Wall mit Ge-
hölzbewuchs“ innerhalb von privaten Grünflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB i.V.m. mit
einem Erhaltungsgebot für Bäume und Sträucher nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB erhalten
werden (vgl. Ziffer 5.2.2 des Erlasses vom 20.01.2017 „Durchführungsbestimmungen zum
Knickschutz“).
Insgesamt resultiert nach dem Planungsstand des B-Plan-Entwurfs durch Knickentwidmungen
und Knickverluste für die geplante rückwärtige Bebauung am „Grüner Weg“ ein Kompensati-
onserfordernis von 104 m Knickneuanlage.
Hierfür geeignete Stellen konnten von der Gemeinde Wattenbek innerhalb des Gemeindege-
biets nicht gefunden und somit auch nicht zur Verfügung gestellt werden.
Die Kompensation erfolgt daher durch die Zuordnung von 104 m Knicklänge bzw. 104 „Öko-
punkten-Knick“. Das im Naturraum des Ostholsteinischen Hügellandes liegende Knick-Öko-
konto wird beim Kreis Rendsburg-Eckernförde unter dem Aktenzeichen 67.20.34-78 (Frie-
densthal) geführt. Ein entsprechender Überlassungsvertrag (s. auch Quellenverzeichnis)
wurde durch die Gemeinde Wattenbek geschlossen. Von Seiten der Unteren Naturschutzbe-
hörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde wurde per Email vom 13.02.2025 mitgeteilt, dass
gegen den Vertrag und die Kompensationszuordnung keine Bedenken bestehen. Die entste-
henden Kompensationserfordernisse werden somit vollständig abgegolten.

Der weiterhin am östlichen Plangebietsrand als Knick zu erhaltende Knickabschnitt (Grund-
stück Pommernweg Nr. 37) wird im Rahmen der Bebauungsplanung durch planzeichnerische
Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 15 und 20 BauGB in seinem Bestand
und in seiner Entwicklungsfähigkeit zusätzlich zu den gesetzlichen Regelungen des LNatSchG
geschützt.
Mit Realisierung des Bebauungsplanes werden kleinere Knickabschnitte für die Plangebietser-
schließung zu roden sein [vgl. hierzu Anlage „Eintragung von Knicks gem. Einschätzung Gün-
ther & Pollok Landschaftsplanung“ zum Landschaftsplanerischen Fachbeitrag als Anlage zu
dieser Begründung]. Hierzu werden entsprechende Anträge auf Genehmigung bei der unteren
Naturschutzbehörde durch den jeweiligen Grundstückseigentümer zu stellen sein.
Gemäß § 9 Abs. 6 BauGB werden der vorhandene und verbleibende Knickabschnitt, wie vo-
rangestellt erläutert, nachrichtlich in die Planzeichnung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes
Nr. 12 übernommen.
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14. Bodenschutz

14.1 Vorsorgender Bodenschutz
Im Gegensatz zu einer Neuausweisung eines Baugebietes im Rahmen einer Änderung / Neu-
aufstellung des Flächennutzungsplanes, wo eine zulässige Nutzung neu bestimmt und damit
wesentlich die hierdurch zukünftig mögliche Belastung der Eigenschaften und spezifischen
Funktionen der anstehenden Böden gelenkt werden kann, wird im vorliegenden Planungsfall
auf Grundlage der vorbereitenden Bauleitplanung (Flächennutzungs- und Landschaftspla-
nung), in der die Fläche des Bebauungsplanes Nr. 12 bereits als Wohnbaufläche dargestellt
ist, die rückwärtige Bebauung als Maßnahme der „Innenentwicklung“ unter planungsrechtli-
chen Aspekten zur Erreichung von Baurechten bearbeitet, so dass z. B. Prüfungen von alter-
nativ zu nutzenden bzw. auszuweisenden Flächen sich nicht ergeben.
Die im Plangebiet anstehenden natürlichen Böden sind naturraumtypisch und weit verbreitet.
Besonders seltene, zu schützende oder empfindliche Böden wie Torfe oder Mudden kommen
nicht vor.
Auf der Ebene der Bebauungsplanung ergeben sich somit im vorliegenden Fall keine erkenn-
baren neuen Aspekte bezüglich einer Verschlechterung der Eigenschaften bzw. der Funktio-
nen der dort anstehenden Böden, zudem es sich der Plangebietsfläche um Auskiesungsflä-
chen handelt.
Die Ausgleichbarkeit der Eingriffe in das Schutzgut Boden sind aufgrund des „beschleunigten
Verfahrens“ nach § 13a BauGB nicht gesondert darzulegen, da diese entsprechend den ma-
teriellen Rechten auf Grundlage des § 13a BauGB ohne Flächenersatz erfolgen können.

14.2 Nachsorgender Bodenschutz
Entsprechend den Erkenntnissen aus der Flächennutzungs- und Landschaftsplanung sind
keine Verdachtsmomente für mögliche Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen / Alt-
standorte innerhalb des Planbereichs vorhanden und auch der Gemeinde Wattenbek bzw. den
Grundstückseigentümern bekannt, können zunächst aber auch nicht grundsätzlich ausge-
schlossen werden.
Mutterboden im Sinne des BauGB ist fachgerecht zu behandeln, zwischenzulagern und mög-
lichst vor Ort wiederzuverwenden: im Zuge der Planrealisierung sind insbesondere die Vorga-
ben des § 202 BauGB „Schutz des Mutterbodens“, der Bundesbodenschutzverordnung
(BBodSchV, § 6 und 7 „Allgemeine und Besondere Anforderungen an das Auf- oder Einbrin-
gen von Materialien auf oder in den Boden“) des Bundesbodenschutzgesetzes (BBodSchG,
§ 4 „Vorsorgeanforderung“) und des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG, u. a. § 2 „Geltungs-
bereich“ und § 6 „Abfallhierarchie“) einzuhalten.
Um den Vorsorgegrundsätzen der §§ 1, 4 und 7 des Bundesbodenschutzgesetzes nachkom-
men zu können, ist Folgendes in Rahmen der privaten Vorhabenrealisierung durch die Bau-
ausführenden zu berücksichtigen bzw. zu beachten:

o Durch Bodenaufträge und Arbeitsfahrzeuge kann es zu Bodenschadverdichtungen kom-
men, wodurch das Gefüge sowie der Wasser- und Lufthaushalt des Bodens und damit
die vorhanden Bodenfunktionen beeinträchtigt werden können. Diese Bodenverdichtun-
gen sowie Versiegelungen sind zu vermeiden oder zu minimieren.

o Der Flächenverbrauch durch Baustelleneinrichtung (Lagerplätze u.Ä.) ist möglichst ge-
ring zu halten. Dazu ist das Baufeld zu unterteilen in Bereiche für Bebauung - Freiland -
Garten - Grünflächen etc.
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o Bauwege auf den privaten Grundstücken sind vorrangig dort einzurichten, wo befestigte
Wege und Plätze vorgesehen sind. Vor der Anlage von Bauwegen ist der humose Ober-
boden zu entfernen und zwischenzulagern.

o In den Bereichen, die nach Beendigung der Baumaßnahmen nicht überbaut sind, ist die
Befahrung zu vermeiden bzw. Maßnahmen zum Schutz gegen Bodenverdichtungen zu
ergreifen.

o Beim Ab- und Auftrag von Boden ist die Bodenart sowie die Trennung in Oberboden,
Unterboden und Ausgangsmaterial zu beachten, um das Material umweltgerecht einer
weiteren Nutzung zuführen zu können.

o Nach Abschluss der Arbeiten ist die Wiederherstellung des ursprünglichen Zustandes
der Flächen für die Baustelleneinrichtungen mit besonderer Aufmerksamkeit fachgerecht
durchzuführen (z.B. Bodenlockerung).

o Gemäß § 2 des Landesbodenschutz- und Altlastengesetzes (LBodSchG) sind Anhalts-
punkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast unverzüglich
der unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Die weiteren Maßnahmen werden dann
von dort aus abgestimmt.

Zudem ist im Zuge der jeweiligen Vorhabenrealisierung darauf zu achten, dass bei dem Ab-
trag, einer Aufschüttung, einer Umlagerung oder eines Austauschs von Boden vorbehaltlich
der weiteren konkreten Planung unter anderem Folgendes einzuhalten ist:
Insbesondere wäre darzustellen, welche Mengen an Ober- und Unterboden vom Anfallort weg
für eine Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) verbracht werden müssen.

- Hinweis:
ab dem 01.08.2023 gelten die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung. Sie sind ohne
Übergangsfrist ab dem 01.08.2023 zwingend einzuhalten. Die Ersatzbaustoffverordnung
findet u.a. Anwendung im Hinblick auf den Einbau von mineralischen Ersatzbaustoffen in
technische Bauwerke Anwendung.

- Sofern hinsichtlich des Bodenaushubs ein Belassen bzw. ein Wiedereinbau vor Ort aus
rechtlichen Gründen möglich ist (z.B. bestehen seitens der unteren Bodenschutzbehörde,
der unteren Naturschutzbehörde oder der unteren Wasserbehörde keine Bedenken), be-
stehen abfallrechtlich keine Einwände.

- Für Bodenaushub, der der externen Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) überge-
ben werden soll, gilt Folgendes:
 Rechtzeitig vor einer Entsorgung des Abfalls (hier u.a. Bodenaushub) muss Kontakt

mit der unteren Abfallentsorgungsbehörde aufgenommen werden. Die Analyseergeb-
nisse und der diesbezüglich geplante Entsorgungsweg (Verwertung oder Beseiti-
gung) sind der unteren Abfallentsorgungsbehörde mitzuteilen. Erst dann kann die
Prüfung erfolgen, ob der vorgeschlagene Entsorgungsweg auch genutzt werden
kann.

 Anfallender humoser Oberboden ist gemäß §6 und § 7 Bundesbodenschutz- und
Altlastenverordnung (BBodSchV) mindestens auf die in Anlage 1 Tabelle 1 und 2 der
Verordnung aufgeführten Stoffe sowie TOC zu analysieren und entsprechend zu
verwerten.

 Der übrige Bodenaushub (mineralischer Boden) ist zwingend nach den Vorgaben der
Ersatzbaustoffverordnung (EBV) Anlage 1 Tabelle 3 zu untersuchen und entsprech-
end den Ergebnissen zu verwerten (vgl. §8 BBodSchV und §§ 14 und 16 EBV).



Gemeinde Wattenbek
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Pommernweg“
Begründung („Bebauungsplan der Innenentwicklung“) „Entwurf“

„Beteiligung der Öffentlichkeit“ BÜRO FÜR INTEGRIERTE
„Beteiligung der Behörden- und Planungsträgern“ Seite 55 von 57 STADTPLANUNGSCHARLIBBEBISS

 Für Bodenmaterial mit mineralischen Fremdbestandteilen von bis zu 10 % gilt die
EBV, dementsprechend auch Analysenberichte nach EBV. Bei extern angeliefertem
Material gilt ebenfalls die EBV.

Zudem ist zu berücksichtigen, dass mit der Entsorgung nicht begonnen werden darf, bevor die
Prüfung des geplanten Entsorgungswegs erfolgen konnte und die untere Abfallentsorgungs-
behörde bestätigt hat, dass der Entsorgungsweg genutzt werden kann.
Die Entsorgungsbelege für die Bodenmaterialien sind der o.g. Behörde unverzüglich vorzule-
gen.

14.3 Kampfmittel
Hinweise auf Kampfmittel liegen der Gemeinde Wattenbek und den Grundstückseigentümern
aufgrund der Anlage 1 vom 22.07.2015 zur „Landesverordnung zur Abwehr von Gefahren für
die öffentliche Sicherheit durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung)“ vom 07.05.2012 sowie
aufgrund der Inhalte und Darstellungen der kommunalen Planungen für die Flächen des Plan-
gebietes nicht vor, können aber auch nicht gänzlich ausgeschlossen werden.
Zufallsfunde sind durch den Grundstückseigentümer bzw. durch den Ausführenden von Bau-
arbeiten unverzüglich der Polizei zu melden.

15. Archäologische Denkmale
Entsprechend den Eintragungen im Archäologischen-Atlas S-H  und aufgrund der Stellung-
nahme des Archäologischen Landesamtes vom17.11.2020 im Zuge des Planaufstellungsver-
fahrens zum Bebauungsplan Nr. 16 (vgl. auch nachfolgende Abb. 12) kann die Gemeinde
Wattenbek davon ausgehen, dass keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale
gem.§ 2 Abs. 2 DSchG in der Neufassung vom 30.12.2014 durch die Umsetzung der im Vor-
entwurf vorgelegten gemeindlichen Planung festzustellen sein werden.
Dies Planauffassung wurde grundsätzlich durch das Archäologische Landesamt mit Erlass
vom 12.08.2024 bestätigt, wobei darauf hingewiesen wurde, dass der überplante Bereich sich
jedoch zu einem kleinen Teil in einem archäologischen Interessengebiet befindet.
Dieses archäologische Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten Auf-
kommen an archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rechnen ist.

Dies betrifft jedoch nur einen kleinen Teilbereich „Grüner Weg“ im Bereich der Haus Nr. 12
und 14. Eingriffe in den Boden sind nicht geplant, da Straßenbaumaßnahmen mit dieser Be-
bauungsplanänderung nicht verbunden sein werden und die Erschließung des östlich benach-
bart gelegenen Bebauungsplanes Nr. 16 abgeschlossen ist.

Gemäß § 15 DSchG (2014) ist zu beachten, dass der, der Kulturdenkmale entdeckt oder fin-
det, dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denkmalschutzbehörde
mitzuteilen hat.
Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder den Eigentümer und die Besitzerin
oder den Besitzer des Grundstückes oder des Gewässers, auf oder in dem der Fundort liegt,
und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt
haben. Die Mitteilung einer oder eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2
Verpflichteten haben das Kulturdenkmal und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu er-
halten, soweit es ohne erhebliche Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann.
Diese Verpflichtung erlischt spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.
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Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse wie
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

16. Belange der Bundeswehr
Die Belange der Bundeswehr werden durch das Vorhaben betroffen sein. Die Gemeinde Wat-
tenbek geht jedoch davon aus, dass aufgrund des Vorhabencharakters zur Realisierung eines
allgemeinen Wohngebietes Gebäudehöhen von unter 10,0 m und somit einer wesentlichen
Unterschreitung der maßgeblichen Höhen von 30 Meter über Grund die Belange der Bundes-
wehr nicht berührt sein werden.

Das Plangebiet befindet sich im Zuständigkeitsbereich für Flugplätze nach § 14 LuftVG des
militärischen Flugplatzes Schleswig (Hohn). Aufgrund der Lage des Vorhabengebiets ist durch
den Flugplatz/Flugbetrieb mit Lärm- und Abgasemissionen zu rechnen.

Seitens der Bundeswehr wird darauf hingewiesen werden, dass Beschwerden und Ersatzan-
sprüche, die sich auf die vom Flugplatz/Flugbetrieb ausgehenden Emissionen wie Fluglärm
etc. beziehen, nicht anerkannt werden können. Ferner befindet sich das Plangebiet im Inte-
ressengebiet der Luftverteidigungsradaranlage Brekendorf.

17. Rechtsfolgen
Durch die zukünftigen Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 werden
die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 12 für den Bereich der 1. Ände-
rung des Bebauungsplanes Nr. 12 ersetzt. Es gilt der Rechtsgrundsatz, dass die spätere Norm
die frühere verdrängt.

Abb. 12
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Die planungsrechtliche Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich somit ausschließlich nach den
insgesamt zu treffenden Festsetzungen der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12. Sollte
die spätere Norm für unwirksam erklärt werden, lebt für den Bereich der 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 12 die alte Norm wieder auf.

Die Begründung zur Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Pommernweg“
der Gemeinde Wattenbek wurde von der Gemeindevertretung in der Sitzung am ..................
gebilligt.
Wattenbek,

-----------------------------
- Der Bürgermeister -

Planverfasser:
BISS
Büro für integrierte Stadtplanung ·Scharlibbe
Hauptstraße 2 b, 24613 Aukrug

-----------------------
gez. Dipl.- Ing. (FH)

Peter Scharlibbe

Authentizitätsnachweis / Übereinstimmungsvermerk
Hiermit wird bestätigt, dass die vorliegende digitale Fassung mit der Ausfertigungsfassung der
1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 der Gemeinde Wattenbek übereinstimmt. Auf An-
frage bei der Gemeinde Wattenbek über das Amt Bordesholm, Mühlenstraße 7, 24582 Bor-
desholm kann die Übereinstimmung der digitalen Fassung mit der Originalurkunde bestätigt
werden.


